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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Das Areal „Umfeld ehemalige Oberpostdi-
rektion / Klausenerstraße / Poststraße“ 
stellt aufgrund seiner Nähe zum Ludwigs-
kreisel und der Westspange eine wichtige 
Entwicklungsfläche in exponierter Lage in 
der Kernstadt der Landeshauptstadt Saar-
brücken dar. Dies wurde auch von dem 
Vorhabenträger, der Immobilienverwaltung 
Poststraße Saarbrücken GmbH erkannt, die 
einen ca. 1,4 ha großen Teilbereich des nur 
teilweise genutzten Areals erworben hat. 
Neueste Entwicklungen wie die geplante 
Sanierung und Umnutzung der leerstehen-
den ehem. Oberpostdirektion zu einem Ho-
tel unterstreichen das Entwicklungspotenzial 
des Standortes.

Ziel ist es, das Areal „Umfeld ehemalige 
Oberpostdirektion / Klausenerstraße / Post-
straße“ als Wohn- und gemischt genutztes 
Quartier mit bis zu 200 Wohneinheiten zu 
entwickeln. Außerdem soll mit der Integra-
tion von ergänzenden Nutzungen, wie bei-
spielsweise betreutem Wohnen, einer Pfle-
geeinrichtung für Senioren und einem Kin-
dergarten ein Mehrwert erzeugt werden, 
welcher über das Areal hinausreicht.

Im Rahmen einer durch den Vorhabenträger, 
in Zusammenarbeit mit der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken, durchgeführten 
Mehrfachbeauftragung wurden drei Pla-
nungsbüros zur Teilnahme angefragt.

Nach Vorlage der finalen Konzepte durch 
die beteiligten Planungsbüros wurde durch 
eine Jury aus Vorhabenträger und Vertreter 
der Landeshauptstadt nach intensiver Bera-
tung eine Rangfolge der eingereichten 
Arbeiten einstimmig beschlossen. 

In der Folge soll nun das von der Jury be-
stimmte Sieger-Konzept des Planungsbüros 
Hepp + Zenner umgesetzt werden.

Eine stetige Nachfrage nach Wohnraum und 
gemischt genutzten Flächen ist aufgrund 
der Attraktivität der Landeshauptstadt als 
Wohn- und Arbeitsort vorhanden. Daher ist 
die Landeshauptstadt Saarbrücken auch be-
strebt, geeignete Flächen für eine 
Wohnbebauung und ergänzenden Nutzun-
gen nutzbar zu machen.

Eine Vorhabenzulässigkeit nach § 34 BauGB 
ist nicht gegeben. Um für das Plangebiet 
eine Vorhabenzulässigkeit herzustellen, ist 

die Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes erforderlich.

Die Landeshauptstadt Saarbrücken hat so-
mit nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 
BauGB i.V.m. § 12 BauGB auf Antrag des 
Vorhabenträgers die Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 
123.09.00 „Umfeld ehem. Postdirektion / 
Klausenerstraße / Poststraße“ beschlossen.

Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
liegen folgende Gutachten zugrunde:

•	 Schalltechnische Untersuchung; PJG 
Gänssle GmbH, Saarbrücken, Stand: 
10/2018,

•	 Verkehrsgutachten; PJG Gänssle GmbH, 
Saarbrücken, Stand: 07/2018,

•	 Grünordnerischer Fachbeitrag mit ar-
tenschutzrechtlicher Prüfung; ARK Um-
weltplanung und -consulting, Saarbrü-
cken, Stand: 14.12.2018.

Mit der Erstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und der Durchführung 
des Verfahrens ist die Kernplan, Gesellschaft 
für Städtebau und Kommunikation mbH, 
Kirchenstraße 12, 66557 Illingen, beauf-
tragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach §  13a BauGB 
(Bebauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt es sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung (Nachverdichtung und 
Revitalisierung). Mit dem Gesetz zur Er-
leichterung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 21. De-
zember 2006, das mit der Novellierung des 
Baugesetzbuches am 1. Januar 2007 in 
Kraft trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehe-
ne förmliche Umweltprüfung bei Bebau-
ungsplänen der Größenordnung bis zu 
20.000  qm zulässiger Grundfläche weg. 
Dies trifft für den vorliegenden vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan zu. 

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr.  7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu. 

Der an § 50 BImSchG anknüpfende Aus-
schlusspunkt in § 13a BauGB betrifft die 
von Störfallbereichen ausgehenden mögli-
chen Auswirkungen bei einem schweren 
Unfall.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
grundsätzlich nicht notwendig.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind 
und der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bandes Saarbücken stellt für das Plangebiet 
eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung Post dar. Das 
Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB 
ist somit  nicht erfüllt. Der Flächennutzungs-
plan ist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im 
Wege der Berichtigung anzupassen.  

Belange des Umweltschutzes

Bei „§13a-Bebauungsplänen“ der Größen-
ordnung bis zu 20.000 m² fällt die förmliche 
Umweltprüfung weg (s. oben).

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
„Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
des Bebauungsplans zu erwarten sind, als 
im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder 
zulässig“. Ein Ausgleich der vorgenomme-
nen Eingriffe ist damit nicht notwendig. 

Dennoch gilt selbstverständlich auch für 
Bauleitpläne, die im beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt werden, weiterhin die Ver-
pflichtung, dass die Belange des Umwelt-
schutzes einschließlich des Naturschutzes 
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und der Landschaftspflege sachgerecht bei 
der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind.

Hierzu wurde ein grünordnerischer Fachbei-
trag mit artenschutzrechtlicher Prüfung er-
stellt.

Voraussetzungen des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes

Zur Schaffung von Baurecht durch einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind 
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 
der eine umfassende Gesamtbeschrei-
bung des Vorhabens enthält, ist von 
dem Vorhabenträger zu erarbeiten, der 
Landeshauptstadt Saarbücken vorzule-
gen und abzustimmen.

•	 Der Durchführungsvertrag, in dem sich 
der Vorhabenträger auf der Grundlage 
eines mit der Landeshauptstadt abge-
stimmten Planes zur Durchführung des 
Vorhabens innerhalb einer bestimmten 
Frist und zur Tragung der Planungs- und 
Erschließungskosten ganz oder teilwei-
se verpflichtet, ist vor dem 
Satzungsbeschluss des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes zwischen 
Vorhabenträger und Kommune abzu-
schließen.

•	 Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
wird gem. § 12 BauGB Bestandteil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 
Der Durchführungsvertrag und die darin 
enthaltenen Verpflichtungen des Vorha-
benträgers hingegen bleiben rechtlich 
gegenüber dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan selbstständig.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Der Geltungsbereich liegt westlich der Saar-
brücker Innenstadt zwischen der Westspan-
ge (B 268), dem Ludwigskreisel, der Klause-
nerstraße im Süden und der Bahnlinie Saar-
brücken -Trier im Norden. Er wird wie folgt 
begrenzt:

•	 Im Norden durch die Bahntrasse  
Saarbücken – Trier 

•	 Im Osten durch die B 268 (Westspange) 
und das Gebäude der ehem. Oberpost-
direktion

•	 Im Süden durch die Blockrandbebauung 
entlang der Klausenerstraße

•	 Im Westen durch die Bahntrasse „Saar-
stahl“

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes zu entnehmen.

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1,4 
ha.

Nutzung des Plangebietes 
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Die Fläche des Geltungsbereiches befindet 
sich - bis auf die Verkehrsfläche der Post-

straße und der Trafostation der Telekom - 
vollständig im Eigentum des 
Vorhabenträgers bzw. ist dieser verfügungs-
berechtigt über diese Flächen. Aufgrund der 
Eigentumsverhältnisse ist von einer zügigen 
Realisierung der Planung auszugehen.

Derzeitig wird die Fläche überwiegend als 
Parkplatzfläche genutzt. Bei der bestehen-
den Bebauung innerhalb des Plangebietes 
handelt es sich um einen ehem. gewerblich 
genutzten Gebäudekomplex. Im Plangebiet 
befinden sich zudem ein Gebäude der Tele-

kom, welches nicht überbaut werden darf 
muss. Die Bebauung der Poststraße Nr. 5 
wird derzeit zu Wohnzwecken genutzt und 
soll erhalten bleiben. 

Der südöstlich angrenzende Gebäudekom-
plex der ehem. Postdirektion befindet sich 
im Eigentum Dritter und soll zukünftig einer 
Hotelnutzung zugeführt werden.

Entlang der Klausenerstraße findet sich 
westlich der leer stehenden ehem. Ober-
postdirektion eine Blockrandbebauung, 
welche sich in ihrem rückwärtigen Bereich 
bis in den südlichen Teilbereich des eigentli-
chen Plangebiets erstreckt. Hier befinden 
sich überwiegend Wohnnutzungen in der 
straßenzugewandten Seite und gewerbliche 
Nutzungen im rückwärtigen Hofbereich. 

Die Umgebungsnutzung ist überwiegend 
von Wohn- und Mischnutzung sowie nicht-
störendem Gewerbe geprägt.

Nördlich grenzen Flächen an, die der Bahn 
gewidmet sind.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet ist teilweise von erheblichen 
topografischen Versprüngen und Steigun-
gen gekennzeichnet. Mit dem nördlich an-
schließenden Bahntrassenverlauf und 
-damm steigt das Plangebiet an seinem 
nördlichen Abschluss an. Weiterhin verläuft 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Kataster mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: Vermessungsbüro Heinrich; Bearbeitung: Kernplan

Lage des Vorhabens im Stadtteil Malstatt; Quelle: ZORA, LVGL
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eine Böschung westlich in Süd-West / Nord-
Ost-Richtung durch das Plangebiet. Diese 
Böschung kann im Rahmen einer Neupla-
nung in Richtung der dort angrenzenden 
Bahntrasse verschoben werden. Notwendi-
ge Abstandsflächen zur vorhandenen 
Bahntrasse und Standsicherheit wurden in 
der Planung berücksichtigt. 

Verkehr

Erschlossen wird das Plangebiet über den 
Verlauf der anliegenden Westspangenaus-
fahrt. Ein- und Ausfahrten zum Plangebiet 
sind aktuell nur als Rechtsabbieger zulässig. 
Aufgrund des Saarbahnverlaufs der Klause-
ner Straße ist die Poststraße als Einbahn-

straße nur für Linksabbieger aus Richtung 
Malstatt kommend zur erreichen. Die Saar-
bahntrasse muss hierfür aktuell überquert 
werden. Aus diesem Grund soll die 
Haupterschließung des Plangebietes über 
den Anschlussbereich an die Westspange 
erfolgen. Der Bereich der Poststraße soll da-
bei lediglich als notwendige Zweiterschlie-
ßung für die Fläche des Vorhabenträgers 
dienen. Die grundlegende Erschließungsop-
tionen sind jedoch für das Bebauungsplan-
verfahren nicht von Bedeutung. Nähere 
Aussagen hierzu siehe Verkehrsgutachten. 

Der Verkehrsentwicklungsplan für die Lan-
deshauptstadt Saarbrücken sieht zukünftig 
vor,  den Anschlussbereich Westspange / 
Klausenerstraße / St. Johanner Str. durch 
eine Kreisverkehrsanlage neu zu strukturie-
ren und ordnen.

Eine Anbindung des Plangebietes für Fuß-
gänger, Radfahrer und ÖPNV (Saarbahn) ist 
über die Klausenerstraße gegeben. Die vor-
handene Erschließungsstraße „Poststraße“ 
ist z.T. privat und grundbuchrechtlich gesi-
chert und kann deshalb nicht verschoben 
werden. Sie wird in die Neuplanung integ-
riert. Aktuell sind alle Erschließungsanlagen 
mit Ausnahme südlichen Bereiches der 

Übersicht Plangebiet

Poststraße, Blick in Richtung Plangebiet

Bahntrasse Saarbrücken - Trier

Bahntrasse „Saarsta
hl“

Bestandsgebäude Klausener Straße

Ehem. Postdirektion

Anschlussbereich 
Westspange

Westspange

Po
st

st
ra

ße
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Poststraße im Privateigentum: Die Ausbau-
planung und Herstellung der 
Erschließungsanlagen wird so vorgenom-
men, dass grundsätzlich die Möglichkeit be-
steht, dass diese in die Unterhaltung und 
Verkehrssicherungspflicht der Landeshaupt-
stadt übergehen. Sollte eine Eigentums-
übertragung nicht möglich sein, übernimmt 
der Vorhabenträger die Verkehrssicherungs-
pflicht, die Unterhaltung und Instandset-
zung der Erschließungsan- lagen, die Reini-
gung und Beleuchtung sowie die verkehrs-
sichernden und verkehrsregelnden Maß-
nahmen. Entsprechend ihrer Funktion ist 
dann die Eintragung von Geh- und Fahr-
rechten zugunsten der Allgemeinheit erfor-
derlich.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden benachbarten Be-
bauung bereits im Umfeld grundsätzlich 
vorhanden (Wasser, Elektrizität, etc.).

Das Plangebiet ist im Trennsystem zu ent-
wässern. 

Das anfallende Schmutzwasser soll in die 
bestehende Kanalisation der Poststraße ab-
geleitet werden.

Für die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers gilt gem. § 49 a SWG: „Niederschlags-
wasser von Grundstücken, die nach dem 1. 
Januar 1999 erstmals bebaut, befestigt 
oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, soll (...) vor Ort genutzt, 
versickert, verrieselt oder in ein oberirdi-
sches Gewässer eingeleitet werden, (...).“

Im nördlichen Teilbereich des Areals verläuft 
der verrohrte Gewässerverlauf des Fischba-
ches. Dieser darf aufgrund der Gewährleis-
tung der Zugänglichkeit nicht überbaut 
werden.

Das anfallende nicht schädlich verunreinig-
te Niederschlagswasser ist Regenwasserka-
nälen zuzuführen und in den bestehenden 
Regenwasserkanal bzw. in den Fischbach 
abzuleiten.	

Nach dem Saarländischen Wassergesetz 
(SWG) muss ein Schutzabstand von 5 Me-
tern zum Gewässerrand eingehalten wer-
den. Im Bereich der überbaubaren 
Grundstücksflächen ist gem. Stellungnahme 
des Landesamtes für Umwelt- und Natur-
schutz von der Einhaltung der Forderung 
nach § 56 Abs. 3 SWG abzusehen.

Gem. dem Geoportal des Saarlandes (Inter-
net-Abruf am 10.07.2018) sind die privaten 
Grünflächen innerhalb des Plangebietes für 
eine Versickerung ungeeignet. Im Auftrag 
des Vorhabenträgers wurde die Versicke-
rungsfähigkeit im Rahmen einer Ramm-
kernbohrung überprüft. Laut DIN 18130 ist 
der Boden als durchlässig einzustufen. Im 
Bereich der privaten Grünflächen kann das 
nicht schädlich verunreinigte Niederschlags- 

wasser, sofern möglich, über die belebte Bo-
denzone versickert werden. 

Die Entwässerung wird somit gem. § 49a 
SWG ordnungsgemäß sichergestellt. 

Die konkretisierten Planungen / Detailpla-
nungen müssen vor der Bauausführung 
noch mit den Versorgungsträgern abge-
stimmt werden.

Kanalplan; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken

Telekommunikationsleitungen; Quelle: Telekom AG
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Durch das Plangebiet verläuft eine Kommu-
nikationshauptleitung der Telekom AG in 
West-Ost-Richtung,  welche nicht verlegt 
werden darf. Der Verlauf der in Nord-Süd-
Richtung verlaufenden Telekommunika-
tionsleitung kann angepasst werden (aus 
wirtschaftlichen Gründen aber nur in Aus-
nahmefällen). Das innerhalb des Plange-
biets befindliche Gebäude der Telekom darf 
nicht überplant und muss somit in die Pla-
nung integriert werden. Die Zugänglichkeit 
zum Telekomgebäude muss innerhalb der 
Planung gewährleistet sein.
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Malstatt ist Teil des Stadtbezirks Saarbrücken-Mitte und des Oberzentrums Saarbücken

Vorranggebiete •	 nicht unmittelbar betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche überwiegend Wohnen (entspricht dem 
Planvorhaben)

•	 (Z 2, G 6): „Die Entwicklung der Siedlungs-, Wirtschafts- und Versorgungsstruktur 
sowie die Bereitstellung von Flächen für Wohnen, Gewerbe und zentralen Einrichtun-
gen für die Daseinsgrundfunktionen ist am zentralörtlichen System auszurichten und 
auf die zentralen Orte unterschiedlicher Stufe zu konzentrieren.“ „Die Funktion des 
Oberzentrums Saarbrücken als überregional bedeutsamer Siedlungs-, Wirtschafts-, 
Arbeits- und Ausbildungsstandort soll gesichert und weiterentwickelt werden.“; er-
füllt

•	 (Z 12): „Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur, zur Vermeidung einer flä-
chenhaften Siedlungsstruktur sowie zur Verbesserung der Erreichbarkeitsverhältnisse 
ist die Siedlungsentwicklung in den zentralen Orten entlang der Siedlungsachsen zu 
konzentrieren.“; erfüllt

•	 (Z 21): „Siedlungsentwicklungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur und 
Dimensionierung nach in das Orts- und Landschaftsbild einpassen.“; erfüllt

•	 (Z 17, 32) „Bei der Siedlungsentwicklung (...) sind vorrangig die im Siedlungsbestand 
vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und Bauland-
reserven sowie das Erneuerungspotenzial des Siedlungsbestandes zu nutzen.“, „Die 
Inanspruchnahme erschlossener Bauflächen hat Vorrang vor der Ausweisung und Er-
schließung neuer Wohnbauflächen.“ 

•	 (Z 36): „Als durchschnittliche Siedlungsdichte sind bezogen auf das Bruttowohnbau-
land bei Wohnbauflächenausweisungen folgende Dichtewerte in Wohnungen pro 
Hektar (W/ha) mindestens einzuhalten: 40 W/ha in der Kernstadt des Oberzentrums, 
[...] 20 W/ha in den nicht-zentralen Gemeindeteilen im Ordnungsraum“ 

•	 Als Wohnungsbedarf sind 3,5 Wohnungen pro 1.000 Einwohner festgelegt. 

•	 Mit zu der wichtigsten Aufgabe der Landeshauptstadt gehört zur Erfüllung der Da-
seinsgrundfunktion die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ver-
sorgung der Bevölkerung mit einem Wohnbaugebiet. Diesen Festlegungen des Lan-
desentwicklungsplanes trägt das vorliegende Vorhaben Rechnung und leistet einen 
Beitrag zur Stärkung der Landeshauptstadt als überregional bedeutsamer Siedlungs- 
und Universitätsstandort. Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine 
Nachverdichtung im Innenbereich des Stadtteils Malstatt. Eine Zersiedlung der Land-
schaft findet nicht statt, die Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich wird 
vermieden. 

•	 Die Landeshauptstadt Saarbrücken weist einen jährlichen Bedarf von 640 Wohnein-
heiten auf. Prognostiziert auf einen Zeitraum von 10 Jahren ergibt sich ein enormer 
Bedarf auf gesamtstädtischer Ebene. 

•	 Wie die beigefügte Tabelle zeigt, werden lediglich Flächen / Wohneinheiten zur Be-
darfsdeckung eines Zeitraumes von 5 Jahren in der Gesamtstadt bevorratet. Hinzu 
kommt, dass die tatsächliche Anzahl zur Verfügung stehender Wohneinheiten / 
Reserveflächen wesentlich kleiner ist als in der Tabelle ermittelt. 

Einwohner 
31.05.2017

WE-Bedarf 
2017-2027

Reserveflächen 
FNP in ha

WE Reserveflächen 
FNP

WE in 
Baulücken

Summe 
Reserveflächen und 
Baulücken

WE-Bedarf 
aktuell

183.014 6.405 64,6 2.184 1.026 3.210 +3.195

Wohneinheitenbilanzierung; Quelle: Landeshauptstadt Saarbrücken; Stand Einwohnermeldedaten 31.05.2017; Stand Wohneinheitenbilanz: 12.12.2017
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Kriterium Beschreibung

Gründe:

•	 Der im LEP festgelegte Dichtewert (mindestens 40 W/ha) kann nicht durchgehend für 
eine Bebauung zugrunde gelegt werden. So wurde beispielsweise in älteren Bebau-
ungsplänen meist ein geringerer Dichtewert zugrunde gelegt.

•	 Ein Teil der Baulücken und FNP-Reserveflächen kann nicht aktiviert werden (Erschlie-
ßungskosten, sonstige städtebauliche Restriktionen, fehlendes Baurecht) bzw. eine 
städtebauliche Entwicklung dieser Flächen ist nicht mehr gewünscht.

•	 Insgesamt stehen deutlich weniger Wohneinheitenpotenziale als errechnet zur Ver-
fügung. 

•	 Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1,4 ha (ca. 14.000 m²). In Anbetracht des 
LEP-Dichtewertes (mindestens 40 Wohneinheiten pro Hektar) müssten auf einer Flä-
che von 1,4 ha mindestens 56 Wohneinheiten realisiert werden. Im vorliegenden Fall 
werden max. 200 Wohneinheiten realisiert, was in Anbetracht der Nähe zum Stadt-
teilzentrum sowie der verkehrsgünstigen Lage (Nähe zur Autobahn A 620, B 268 und 
B 51) angemessen ist und die Vorgaben somit übererfüllt.

•	 Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport hat darauf hingewiesen, dass Senioren-
wohnheime nicht als Wohnungen im Sinne des LEP Siedlung gelten.

•	 Das Planvorhaben entspricht demnach den landesplanerisch vorgegebenen Festle-
gungen des LEP Siedlung.

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

•	 Lage im Regionalpark Saar (damit keine Restriktionen verbunden)

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

NATURA 2000-Gebiete (nächstgelegen: „Saarkohlenwald“ in 2 km Entfernung) liegen 
weit außerhalb des von der Planung ausgehenden Wirkungsgefüges. Eine nähere Be-
trachtung n. Art. 6 FFH-RL und §§ 34ff. BNatSchG erübrigt sich.

Regionalpark Regionalpark Saar (damit aber keine Restriktionen verbunden)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Nationalparks, 
Naturparks, Biosphärenreservate 

Nicht betroffen

Denkmalschutz Aus dem Gelände des ehemaligen Reformgymnasiums, später Postdirektion, sind dem 
Landesdenkmalamt Fundstücke aus einem latènezeitliche Grabhügel bekannt. Latène-
zeitliche Grabhügel kommen in der Regel nicht einzeln vor sondern sind Bestandteil eines 
je nach Größe der zugehörigen Siedlung mehr oder weniger ausgedehnten Grabhügelfel-
des. Aus diesem Grunde sind alle Erdarbeiten hier zunächst einmal genehmigungspflich-
tig nach § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neu-
ordnung des saarländischen Denkmalschutzes und der saarländischen Denkmalpflege 
vom 13. Juni 2018 (SDschG). Für alle Bauwerke, für deren Errichtung eine Baugenehmi-
gung oder eine die Baugenehmigung einschließende oder ersetzende behördliche Ent-
scheidung erforderlich ist, ist das Einvernehmen mit dem Landesdenkmalamt herzustel-
len (§ 10 Absatz 5 SDschG), wobei davon auszugehen ist, dass das Einvernehmen nur 
dann hergestellt werden kann, wenn die Erdarbeiten durch einen Archäologen begleitet 
werden und diesem im Bedarfsfall Zeit und Personal zur Dokumentation und Bergung 
eventuell zutage geförderter Bodendenkmäler zur Verfügung gestellt wird. Die Kosten 
hierfür, einschließlich der Kosten für die konservatorische Sicherung und Dokumentation 
der Befunde hat der Veranlasser gern. § 16 Abs. 5 SDschG im Rahmen des Zumutbaren 
zu tragen.

Naturdenkmäler/archäologisch bedeuten-
de Landschaften nach § 6 SDSchG oder in 
amtlichen Karten verzeichnete Gebiete

Nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1  SNG

Nicht betroffen
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Informelle Fachplanungen •	 Die Biotopkartierung fokussierte bislang auf den Außenbereich. Demzufolge sind in-
nerhalb des Siedlungsraumes der Stadt Saarbrücken keine BK-Flächen erfasst, weder 
FFH-Lebensraumtypen noch nach § 30, BNatSchG geschützte Biotope. Zumindest der 
städtische Innenbereich lässt die Entwicklung derartiger Strukturen auch nicht zu.

•	 Auch Flächen des Arten- und Biotopschutzprogrammes (ABSP) sind im 
Siedlungsbereich von Saarbrücken nicht ausgewiesen.

•	 Die maßgeblich durch Versiegelungen geprägte Stadtlandschaft lässt im Extremfall 
lediglich die Entwicklung anthropogener Sekundärbiotope zu, die allerdings durch-
aus auch einzelnen an diese Verhältnisse adaptierten Arten Lebensraum bieten kön-
nen, darunter einigen streng geschützten Arten wie der Mauereidechse oder einigen 
Fledermausarten. Letztere sind, ebenso wie zahlreiche urban verbreitete Vogelarten 
in der Wahl ihrer Quartiere bzw. Niststandorte durchaus opportunistisch.

•	 Die ABDS-Datenbank (Arten- und Biotopschutzdaten des Saarlandes, Stand 2013) 
enthält für den Geltungsbereich und das nähere Umfeld allerdings keine Funddaten. 
Entlang der Saar wurden im Zuge einer Fledermaustaxierung von HARBUSCH 2010 
nicht nur die erwarteten synanthropen Arten (Zwerg- und Breitflügelfledermaus), 
sondern auch die eher den innerstädtischen Siedlungsraum meidende Wasserfleder-
maus (Myotis daubentonii), die Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) und der 
Große Abendsegler (Nyctalus noctula) registriert. Entlang der Saar liegen auch einzel-
ne Nachweise der Mauereidechse vor, jedoch nicht für den Bereich der innerstädti-
schen Bahngleisanlagen, obwohl die Art hier eher zu erwarten wäre. Einen älteren 
Nachweis gibt es für den Güterbahnhof im Nordosten.

•	 Die ABDS-Datenbank weist weiterhin einen Fund der in Anh. II/IV geführten FFH-Art 
Grüne Keiljunger (Ophiogomphus cecilia) am Südufer der Saar gegenüber dem alten 
Saturn auf (B. TROCKUR 2010 im Zuge der faunistischen Untersuchung „Stadtmitte 
am Fluss“). Da die Saar zumindest im technisch ausgebauten Innenstadtbereich als 
Laichgewässer ausscheidet, darf angenommen werden, dass es sich um ein weit vom 
Entwicklungsgewässer entfernt umherstreifendes Individuum handelte.

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 
BNatSchG)

Die Baufeldräumung/Rodung von Gehölzen darf gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur 
außerhalb der Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. 
Damit wäre der Schutz von Gelegen und Nestlingen der europäischen Vogelarten hin-
reichend sicher gewährleistet.  
In Bezug auf Fledermäuse ist bekannt, dass baumbewohnende Arten oftmals erst nach 
strengen Frostereignissen ungeeignete, i.e. nicht frostsichere, Baumhöhlen bzw. Stamm-
ritzen/-spalten verlassen und in wärmere Gebiete ab- oder in unterirdische Quartiere 
einwandern. In der Regel sind ab Januar genügend solcher Bedingungen aufgetreten, 
die die Tiere zum Verlassen von Baumquartieren veranlasst haben. I.d.R. reicht es aus, 
die Rodung stärker dimensionierter Bäume auf diesen Zeitraum zu beschränken. Da ins-
besondere die Robinie jedoch auch bereits in jüngeren Stadien tiefe Borkenrisse und 
-spalten aufweist, wird (auch unter Berücksichtigung der höheren Durchschnittstempe-
raturen innerhalb der Innenstadt von Saarbrücken) festgelegt, dass die Rodungsarbeiten 
insgesamt auf den Zeitraum Januar-Februar beschränkt werden.
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Besonderer Artenschutz  (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funkti-
on ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht einzeln geprüft

•	 Aufgrund der innerstädtischen Lage, der Vornutzung am Standort und der angrenzen-
den Nutzungen ist auf der Fläche vor allem mit einem Vorkommen der an urbane 
Bedingungen (hohe Versieglung, Sekundärbiotope) angepassten Arten zu rechnen. In 
der Regel handelt es sich hier um häufige Ubiquisten, allerdings besteht auch das 
Potenzial für einige streng geschützte Arten, die auf städtischen Flächen adäquate 
Nischen besetzen können. Hierzu zählt insbesondere die xerophile Mauereidechse 
(und evtl. die Zauneidechse), der entlang der Gleisanlagen Ausbreitungskorridore zur 
Verfügung stehen.

•	 Zudem wird der städtische Raum von synanthropen Fledermausarten auch als Jagd-
gebiet erschlossen. Der bestehende Baumbestand eröffnet zudem das Potenzial als 
Quartierstandort, zumindest als Sommer- bzw. Wechselquartier. Dies gilt grundsätz-
lich auch für die bestehenden Gebäude. Der Baumbestand eignet sich zudem als 
Niststandort für Gehölzbrüter unter den Vögeln, darunter auch Höhlen- und Halb-
höhlenbrüter.

•	 Für Amphibien, auch für die städtische Sekundärbiotope nutzenden thermophilen 
Arten Geburtshelferkröte, Wechselkröte und Kreuzkröte bestehen innerhalb und im 
Umfeld des Geltungsbereiches keine Laich-Möglichkeiten, auch nicht in Form tempo-
rärer Kleinstgewässer, die ausreichend lange perennieren, um eine Larvalentwicklung 
zuzulassen. Aufgrund des Fehlens von Wasserflächen, der grundsätzlich fehlenden 
Eignung als Landlebensraum (grabfähige Substrate fehlen) und des letztlich sehr ho-
hen Isolationsgrades kann ein Vorkommen hinreichend sicher ausgeschlossen wer-
den.

•	 Mit der Stadt Saarbrücken wurde im Vorfeld vereinbart, die Artengruppen der Vögel, 
Fledermäuse und Reptilien am Standort zu erfassen. Folgendes Untersuchungspro-
gramm ist vorgesehen:

•	 Avifauna: mehrfache Begehung und Erfassung der Reviere und Brutstandorte

•	 Fledermausfauna: reale Quartiernutzung und Quartierpotenziale am Standort (Ge-
bäude, Bäume) inkl. Ausflugkontrollen, Aktivitätserfassung mittels batcorder

•	 Reptilien: gezielte Suche an potenziellen Sonnen-, Ruhe-, Überwinterungs- und Ei-
ablageplätzen (Fokus auf Mauereidechse)

•	 Im Zuge von Querschnittsbegehungen werden auch andere Artengruppen kursorisch 
erfasst (u.a. Tagfalter) bzw. deren erwartete Absenz verifiziert (Amphibien, Hasel-
maus).

•	 Im Bestand finden sich auch zwei komplett abgestorbene, noch stehende Robinien, 
die Höhleninitiale und eine alte, verlassene Buntspechthöhle aufweisen. Im weiteren 
Verfahren werden die Strukturen auf einen konkreten Besatz mit Vögeln oder Fleder-
mäusen geprüft.

Baumschutzsatzung Die Ergebnisse sind dem Grünordnerischen Fachbeitrag mit spezieller artenschutzrecht-
licher Prüfung zu entnehmen. Die darin enthaltenen Vermeidungsmaßnahmen und Fest-
setzungen zum Ausgleich werden in den Bebauungsplan übernommen.

Städtische Baumschutzsatzung: Gem. § 6 der Baumschutzsatzung der Stadt Saarbrücken sind bei Bauvorhaben alle n. § 
1 geschützten Bäume, d.s. alle Exemplare mit einem Stammumfang > 80 cm zu erfassen. 
Diese im Zuge der Bauvoranfrage bzw. des Bauantrages einzureichende Unterlage wird 
bereits mit dem Bebauungsplan vorgelegt.
Als invasiver Neophyt ist die den Gehölzbestand bestimmende Robinie auch im städti-
schen Umfeld keine wünschenswerte Zielart, zumindest aus der Sicht des Naturschutzes. 
Aufgrund der vorliegend starken vegetativen Vermehrung durch Wurzelbruten weist sie 
zudem eine hohe Stammzahl und damit eine hohe Anzahl an Exemplaren auf, die durch 
die Baumschutzsatzung erfasst sind, im Bereich des ca. 0,5 ha großen Gehölzareals sind 
dies über 100 Bäume. Hinzu kommen 12 Platanen-Solitäre im Bereich des Parkplatzes 
und 3 Linden am Südrand vor der bestehenden Gebäudezeile.
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Über die Hälfte des Baumbestandes muss der Entwurfsplanung zufolge entfernt werden. 
Auch wenn ein Teil des Verlustes durch eine spätere Anpflanzung von Solitären innerhalb 
des Geltungsbereiches ausgeglichen werden kann, sind daher gem. der Baumschutzsat-
zung (eine Ausnahme n. § 5, Abs. 1 vorausgesetzt) weitere Kompensationspflanzungen 
außerhalb notwendig. Bei der Festlegung der Art und Größe der anzupflanzenden Exem-
plare sei an dieser Stelle der Hinweis erlaubt, dass zum Ausgleich der ökologischen Beein-
trächtigung ein nach Art und Anzahl identischer Ausgleich der wegfallenden nicht indi-
genen Arten (Robine, Platane) aus der Sicht des Naturschutzes weder angemessen noch 
zielführend erscheint. Vielmehr wird angeregt, an geeigneter Stelle einzelne wertgebende 
heimische Arten in reduzierter Zahl mit entsprechend hoher Pflanzqualität einzubringen.
Gem. Stellungnahme des Amtes für Klima- und Umweltschutz sind zum Ausgleich des 
Eingriffes in den geschützten Baumbestand unter Berücksichtigung des Zustandes des 
Baumbestandes die Ersatzpflanzung von 35 standortgerechten Laubbäumen erforderlich.

Wald

Waldausgleich gem. § 8 Abs. 3 LWaldG Als Kompensation für den in Anspruch genommenen Wald, wird eine Neu-Aufforstung 
von naturraumtypischem Laubwald auf einer ca. 2.600 qm großen Fläche über eine Erst-
aufforstungsmaßnahme der Naturland Ökoflächen-Management GmbH (Gemarkung 
Theley, Flur 14, Flurstück 289) durchgeführt.

Waldabstand gem. § 14 Abs. 3 LWaldG Die Deutsche Bahn AG ist Eigentümer der Flächen, die seitens der Forstbehörde als Wald 
klassifiziert wird. Zwischenzeitlich wurden diese Flächen durch die Deutsche Bahn AG 
gerodet. Die Deutsche Bahn AG sichert dem Vorhabenträger schriftlich zu, dass kein forst-
fiskalischer Waldbetrieb auf den dem Eisenbahnbetrieb gewidmeten Grundstücken be-
trieben wird. Die v.g. Flächen unterliegen der Fachplanungshoheit des Eisenbahnbundes-
amtes. Damit ist wohl keine Ausnahmegenehmigung vom Waldabstand gem. § 14 Abs. 3 
LWaldG erforderlich. Aus Vorsorgegründen wird eine nachrichtlichen Übernahme gem. § 
9 Abs. 6 BauGB aufgenommen.
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Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan (Quelle: Landes-
hauptstadt Saarbrücken)

•	 Darstellung: Fläche für den Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung Post

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; Konsequenz: FNP ist gem. § 
13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen

Bebauungsplan liegt nicht vor, aktuell nach den Vorgaben des § 34 BauGB zu beurteilen

Altlasten

Innerhalb des Plangebietes existieren Alt-
lastenverdachtsflächen

Unter dem Az.:SB_193 ist die Oberpostdirektion Saarbrücken „Fuhrpark,  Tankstelle und 
Reparatur“ eingetragen. In der dazugehörenden Standortbeschreibungen sind die Flä-
chen Flur 1,  Flurstücke 192/109,  192/101,  192/100 und 192/102 aufgeführt. Aus 
einer weiteren Datenbank (über wassergefährdende Stoffe nach VAwS) liegen Angaben 
über die Stilllegung und Sanierung der Tankstelle mit gutachterlicher Begleitung (Büro 
WPW,  Saarbrücken vom 14.10.1993) vor. Ein 1 m3 Altöl-Tank ist weiterhin in Benutzung 
geblieben. Hier liegt ein letzter TÜV-Bericht vom 17.03.1990 vor. Es wurden erhebliche 
Mängel festgestellt. Weitere Angaben zu diesem Tank (z. B. Stilllegungsbescheinigung) 
liegen nicht vor. (Quelle: LUA; Stellungnahme vom 06.02.2013)

Starkregen Gem. Starkregenstudie werden die private Grünflächen des Mischgebietes, Allgemeinen 
Wohngebietes 3 und 4 bei entsprechenden Niederschlägen zwischen 0,15 - 0,50 m ein-
gestaut. Es sind entsprechende Volumen auf einem Baugrundstück für die natürliche Ver-
sickerung von Wasser aus Niederschlägen freizuhalten, um insbesondere Hochwasser-
schäden, einschließlich Schäden durch Starkregen, vorzubeugen.
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Erstellte Fachgutachten

Schalltechnisches Gutachten (PJG 
Gänssle GmbH, Stand: 10/2018)

Zusammenfassung und Festsetzun-
gen für den Bebauungsplan

„Allgemeines

Für die Erschließung der geplanten Bebau-
ung „Poststraße“ in der Ortslage Saarbrü-
cken werden Lärmschutzmaßnahmen erfor-
derlich. Dies betrifft Verkehrslärm, der aus-
gehend von Straßen- und Schienenverkehr 
auf die Bebauung einwirkt.

Dabei ist folgender Sachverhalt zu beach-
ten: 

•	 Bei der Beurteilung des Bebauungs- 
planes nach DIN 18005 Schallschutz im 
Städtebau wird unter Berücksichtigung 
der Prognoseverkehrsmengen im umlie-
genden Straßennetz mit den Erschlie-
ßungsstraßen im Quartier und den 
Schienenwegen der Straßenbahn als 
auch der Trasse der Deutschen Bahn AG 
Pegelüberschreitungen der Orientie-
rungswerte der DIN 18005 an den Fas-
saden der geplanten Bebauung errech-
net (Allgemeines Wohngebiet). Deshalb 
sind Schallschutzfenster mit schallge-
dämmten Lüftungseinrichtungen in Ab-
hängigkeit von der Nutzung der Räume 
anzuordnen.

•	 Die Beurteilung nach DIN 4109 macht 
deutlich, dass durch den Verkehrslärm 
ausgehend von fließendem Kraftfahr-
zeugverkehr sowie dem Schienenver-
kehr (inkl. Straßenbahnen) in der Sum-
menbetrachtung Außenlärmpegel von 
80 dB(A) und mehr erreicht werden. 
Entsprechende Schallschutzmaßnah-
men sowohl für die Fassaden als auch 
die Fenster sind zu treffen.

•	 Durch die Parkierungsanlagen im Quar-
tier in Verbindung mit dem Fahrtenauf-
kommen der Saar Rail GmbH werden 
ebenfalls Pegelüberschreitungen an den 
meisten Fassaden errechnet.

•	 Die sind Torantriebe oder Überfahrten 
von Entwässerungsrinnen sind die 
lärm-mindernd auszubilden.

Festsetzungen für den Bebauungs-
plan

Im Bebauungsplangebiet sind gemäß der 
gutachtlichen Stellungnahme anhand der 
Geräuschimmissionen ausgehend von den 
in der Nachbarschaft befindlichen Emitten-

ten Straßenverkehrslärm, Parkplatzlärm mit 
Zufahrten zu Tiefgaragen und Schienenver-
kehrslärm auf die geplante Bebauung fol-
gende Vorkehrungen zu treffen:

1.	 Asphaltierung der Fahrgassen der Park-
plätze und der Parkstände,

2.	 Asphaltierung der Erschließungsstraßen 
im Bebauungsplangebiet.

3.	 Ausführung der Tore zu den Tiefgaragen 
und sofern vorgesehen Ausführung der 
Abdeckung der Regenrinnen der Zu-
fahrten zu den Tiefgaragen nach dem 
Stand der Lärmminderungstechnik, so 
dass von der Betätigung der Tore bzw. 
von dem Überfahren der Abdeckungen 
der Regenrinnen keine relevanten Ge-
räusche ausgehen

4.	 Bei der Errichtung der Gebäude mit 
schutzbedürftigen Nutzungen im Be-
bauungsplangebiet sind die ermittelten 
Bereiche der maßgeblichen Außenlärm-
pegel La gemäß Schalltechnischer 
Untersuchung zu beachten.

5.	 Die Anforderungen an die Luftschall-
dämmung der zu errichtenden Gebäude 
sind nach DIN 4109 Ausgabe 2018 Teil 
1 und Teil 2 zu bestimmen.

6.	 In den Anwesen sind schutzbedürftige 
Räume mit fensterunabhängigen, 
schallgedämpften Lüftungseinrichtun-
gen auszustatten. Diese sind bei der Er-
mittlung der Anforderungen an die Luft-
schalldämmung der Außenbauteile ge-
mäß den errechneten Lärmpegeln bei 
der Planung der Bauwerke zu berück-
sichtigen.

7.	 Infolge der an den Fassaden zu erwar-
tenden Außenlärmpegel sind Schall-
schutzmaßnahmen zu veranlassen. Die 
Einstufung der Lärmpegelbereiche für 
die einzelnen Gebäude, Stockwerke und 
Fassaden ist im Anhang beigefügt und 
im Bebauungsplan mit aufzunehmen.“

(Quelle: Das Quartier Klausener Straße / Poststraße in 
Saarbrücken - Schalltechnische Untersuchung; PJG 
Gänssle GmbH; Stand: 10/2018)

Weitere Details sind dem als Anlage beige-
fügtem Schalltechnischen Gutachten zu 
entnehmen.

Verkehrsgutachten (PJG Gänssle 
GmbH, Stand: 07/2018)

Allgemeines

„Gegenstand dieser Untersuchung ist die 
Beurteilung der Verkehrsablaufqualität für 
die vor- und nachmittägige Spitzenstunde 

an der geplanten Grundstückszufahrt und 
an dem nächstgelegenen Knoten mit der 
„St. Johanner Straße“. 

Verkehrliche Erschließung 

Das Grundstück des geplanten Wohnquar-
tiers liegt auf dem ehemaligen Telekom-
areal im Westen der Landeshauptstadt 
Saarbrücken zwischen der Westspange und 
der „Klausener Straße“. Nördlich des Ge-
ländes verläuft die eine Eisenbahnstrecke. 
In unmittelbarer Nähe befindet sich der 
Ludwigskreisel sowie die Fläche des Euro-
bahnhofs.

Planung 

Zukünftig soll das Gelände sowohl von der 
„Klausener Straße“ als auch von der vom 
Ludwigskreisel als Einbahnstraße wegfüh-
renden Straße, dem sogenannten „Ernst-
Höfer-Weg“, erschlossen werden. Hierbei 
dient die Anbindung an die „Klausener 
Straße“ hauptsächlich den fußläufigen Ver-
bindungen und dem Radverkehr. Die Anbin-
dung an die an die „Klausener Straße“ 
kann in vier Varianten erfolgen. Wie heute 
im Bestand, jedoch aufgrund der zu queren-
den Saarbahntrasse wahrscheinlich lichtsig-
nalgeregelt. 

Als Einbahnstraße von der „Klausener Stra-
ße“ wegführend. Hierbei fliessen alle 
KFZ-Verkehre über den „Ernst-Höfer-Weg“ 
ab. Als „unechte“ Einbahnstraße. Das Aus-
fahren vom geplanten Quartier über die 
„Poststraße“ in die „Klausener Straße“ 
wird in diesem Fall unterbunden. Die „Post-
straße“ wird in diesem Bereich zwischen 
Wohnquartier und „Klausener Straße“ we-
gen der dort gelegenen Nutzungen dann als 
eine „unechte“ Einbahnstraße betrieben. 
Und als vierte Möglichkeit das Quartier 
komplett von der „Poststraße“ abzuhängen 
und diese als Sackgasse zu betreiben.

Die fußläufige Anbindung erfolgt über die 
bestehenden Gehwege der „Klausener 
Straße“ und des „Ernst-Höfer-Wegs“. Der 
Radverkehr wird ebenfalls über „Klausener 
Straße“ und dem „Ernst-Höfer-Weg“ er-
schlossen. Ab dem Knoten mit der „St. Jo-
hanner Straße“ kann dort lichtsignalgere-
gelt das Radwegenetz der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken erreicht werden. 

Für die Nutzung des öffentlichen Nahver-
kehrs befinden sich mit den Haltepunkten 
„Trierer Straße“ (ca. 280 m) und „Ludwigs-
straße“ (ca. 330 m) zwei Verknüpfungs-
punkte mit der Saarbahn. Der Hauptbahn-
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hof befindet sich in einer fußläufigen Entfer-
nung von ca. 800 m. 

Die interne Führung der Fußgänger- und 
Radverkehre ist Bestandteil der separaten 
Quartiersplanung.

Verkehrsbelastungen

Bestehende Verkehrsbelastungen

Die Landeshauptstadt Saarbrücken verfügt 
über dezidierte Daten aus dem Saarbrücker 
Verkehrsmodell, welches auch die zukünfti-
gen Verkehrserzeuger in diesem Stadtbe-
reich berücksichtigt. Hieraus wurden die 
Quell-Ziel-Relationen für das geplante 
Quartier herausgefiltert. Die Verkehrszahlen 
wurden als 24-Stundenwerten angegeben.

Die „unechte“ Einbahnstraße wurde bei 
den Quell-Ziel-Relationen nicht berücksich-
tig. Dieses ist für die weiteren Betrachtun-
gen unerheblich, da die dort ausgewiese-
nen 95 PKW am Tag als Ausfahrer der An-
bindung „Ernst-Höfer-Weg“ zugeschlagen 
werden.

Prognoseverkehrsbelastungen

Der Nachweis der Verkehrsverträglichkeit 
wird für die Spitzenstunden und nicht für 
die Tagesgesamtbelastung geführt. Das Ver-
kehrsaufkommen der einzelnen Erzeuger im 
Quartier selbst wird separat ermittelt und 

über Vergleichszahlen ähnlicher Objekte 
aus bundesweiten Erhebungen abgeleitet.

Für den „Ernst-Höfer-Weg“ betragen die 
Verkehrsmenge nach dem Verkehrs-model 
zukünftig 5.390 PKW/24h. Die Belastung 
der „Klausener Straße“ wird mit 410 
PKW/24h angegeben.

Die Quellverkehre aus dem Quartier heraus 
betragen 464 PKW/24h und die Zielverkeh-
re werden mit 461 PKW/24h angegeben. 

Wohnverkehre

Die Abschätzung des möglichen Verkehrs-
aufkommens sowie die Verteilung über den 
Tag für die geplante Wohnanlage erfolgt 
auf Grundlage des Programms „Ver_Bau: 
Abschätzung der Verkehrserzeugung“, Ver-
sion 08/2014 von Dr. Dietmar Bosserhoff.

Nach der Schriftenreihe und den Angaben 
des Investors wird bei einer Wohnanlage 
dieser Größe von 1,5 Bewohner pro Wohn-
einheit ausgegangen. Somit kann von 300 
Bewohnern bei insgesamt 200 Wohneinhei-
ten ausgegangen werden. Jedem Bewohner 
wird ein Fahrzeug zugeordnet.

Die Verkehrserzeugung wird mit folgenden 
Parametern berechnet:

•	 Besetzungsgrad der Fahrzeuge von 1,1

•	 MIV-Anteil von 70 % 

•	 Wegehäufigkeit von 3,5 Wegen pro Per-
son und Tag

•	 Spitzenstundenanteil Quellverkehre 
vorm. (7:30 - 8:30 Uhr) von 10,59 %

•	 Spitzenstundenanteil Zielverkehre vorm. 
(7:30 - 8:30 Uhr) von 2,02 %

•	 Spitzenstundenanteil Quellverkehre 
nachm. (16:30 - 17:30 Uhr) von 5,50 %

Kurzfristprognose Quartier Poststraße - Gesamtverkehr Kfz / Werktag; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018

Kurzfristprognose Verkehrsverteilung Quartier Poststraße - Gesamtverkehr Pkw; Quelle: PJG Gänssle GmbH; 
Stand: 07/2018
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•	 Spitzenstundenanteil Zielverkehre 
nachm. (16:30 - 17:30 Uhr) von 9,27 %

Für die geplante Wohnanlage werden, unter 
dem vorstehenden Ansatz, 1.050 Wege pro 
Tag berechnet. Mit Berücksichtigung des 
MIV-Anteils und dem Besetzungsgrad erge-
ben sich hieraus rd. 670 Fahrten pro Tag, die 
sich in rd. 335 Quellfahrten und rd. 335 
Zielfahrten unterteilen. Für die Spitzenstun-
den bedeutet dies 35 Quellfahrten und 7 
Zielfahrten am Vormittag, 19 Quellfahrten 
und 31 Zielfahrten am Nachmittag.

Kindertagesstätte

Die KITA ist mit einer Fläche von ca. 675 m² 
vorgesehen und soll rund 150 Plätze umfas-
sen. Es wird von etwa 15 Angestellten aus-
gegangen. Der Öffnungszeitraum umfasst 
die Spanne von 7:00 bis 17:00 Uhr. Die Ver-
kehrserzeugung ist hauptsächlich für die 
morgendliche Spitzenstunde von Relevanz, 
da im nachmittägigen Spitzenstundenbe-
reich von 16:30 bis 17:30 Uhr deutlich we-
niger Fahrten in Bezug auf die Kinder mehr 
anfallen. Die Angestelltenverkehre sind bei 
einer maximal ansetzbaren Größe von 5 
Fahrten in Bezug auf Ziel (vormittags) und 
Quelle (nachmittags) ebenfalls vernachläs-
sigbar.

Es wird davon ausgegangen, dass rund 30 
% der Kita-Kinder in der neuen Wohnanla-
ge beheimatet sind. Somit kommen rund 
100 Kinder von außerhalb.

Die Verkehrserzeugung der KITA wird mit 
folgenden Parametern berechnet:

•	 Besetzungsgrad der Fahrzeuge von 1,1

•	 MIV-Anteil von 80 % 

•	 Anwesenheitsgrad von 90 % 

•	 Wegehäufigkeit von 4 Wegen pro Per-
son und Tag

•	 Spitzenstundenanteil Quellverkehre 
vorm. (7:30 - 8:30 Uhr) von 50 %

•	 Spitzenstundenanteil Zielverkehre vorm. 
(7:30 - 8:30 Uhr) von 50 %

•	 Spitzenstundenanteil Quellverkehre 
nachm. (16:30 - 17:30 Uhr) von 20 %

•	 Spitzenstundenanteil Zielverkehre 
nachm. (16:30 - 17:30 Uhr) von 20 %

Für die geplante KITA werden, unter dem 
vorstehenden Ansatz, rund 360 Wege pro 
Tag berechnet. Mit Berücksichtigung des 
MIV-Anteils und dem Besetzungsgrad erge-
ben sich hieraus rd. 260 Fahrten pro Tag, die 
sich in 130 Quellfahrten und 130 Zielfahr-
ten unterteilen. Für die vormittägige Spit-
zenstunde (7:30 - 8:30) bedeutet dies 75 
Quellfahrten und 75 Zielfahrten. Für die 
nachmittägige Spitzenstunde werden 26 
Quellfahrten und 26 Zielfahrten ermittelt.

Pflegeeinrichtung und betreutes 
Wohnen

Die Anlage umfasst eine Pflegeeinrichtung 
mit 60 Zimmern bzw. Betten und 30 Wohn-
einheiten für betreutes Wohnen. Die Be-
wohner selbst tragen für die KFZ-Verkehrs-
erzeugung nicht bei und werden somit 
rechnerisch nicht zum Ansatz gebracht.

Mitarbeiter

Nach Angaben des Investors soll der Betrieb 
der Pflegeeinrichtung und das betreute 

Kurzfristprognose Verkehrsverteilung Quartier Poststraße - Quellverkehr Pkw; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018

Kurzfristprognose Verkehrsverteilung Quartier Poststraße - Zielverkehr Pkw; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018
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Wohnen im 3-Schicht-Betrieb mit 30 Mit-
arbeitern pro Schicht erfolgen.

Bei einem Pkw-Besetzungsgrad von 1,2, 
einem MIV-Anteil von 80 % und einem An-
wesenheitsgrad von 90%, wovon ausge-
gangen werden kann, resultiert ein Ver-
kehrsaufkommen durch Mitarbeiter von 
maximal 20 Pkw pro Schichtwechsel und 
Richtung.

Somit ergibt sich für den „Ernst-Höfer-
Weg“ ein zusätzliches Verkehrsaufkommen 
von 40 Pkw pro Schichtwechsel.

Die Schichtwechsel erfolgen in Tageszeit-
räumen von 05:30 – 06:30,13:30 - 14:30 
sowie 21:30 - 22:30 Uhr und liegt somit 
außerhalb der betrachtungsrelevanten Spit-
zenstundenbereiche.

Besucher

Das Verkehrsaufkommen durch Besucher 
(u.a. Familienangehörige, Arzt) wird mit 
rund 15 Pkw/Tag angesetzt und liegen 
ebenfalls nicht in den bewertungsrelevan-
ten Zeiträumen.

Lieferantenverkehr

Das Verkehrsaufkommen durch Lieferanten-
verkehr (Transporter 2,8 bis 3,5 t) beläuft 
sich auf 2 bis 3 Kfz/Tag, liegt somit inner-
halb der Prognosetoleranz und ist daher 
nicht verkehrsrelevant.

Hotelnutzung

In dem vorhandenen ehemaligen Telekom-
gebäude ist die Anlage eines Hotels beab-
sichtigt. Nach Betreiberangaben sind 164 
Betten geplant. Die Anzahl der Beschäftig-
ten (Schichtbetrieb) wird voraussichtlich 17 
Personen umfassen. Angaben über den zu 
erwartenden Lieferverkehr liegen zurzeit 
noch nicht vor.

Für das Hotel ist die Anlage von 50 Stell-
plätzen geplant.

Mitarbeiter

Nach Angaben des Investors soll der Betrieb 
des Hotels im Schicht-Betrieb mit insgesamt 
17 Mitarbeitern erfolgen.

Es ist davon auszugehen, dass die maxima-
le Schichtbelegung am Vormittag bei 10 
Mitarbeitern liegt. Die Schichtwechselzeiten 
liegen weiter auch außerhalb der maßge-
benden Spitzenstundenzeitspannen, sodass 
die Mitarbeiterverkehre in den folgenden 
Berechnungsgängen als bewertungsirrrele-
vant anzusehen sind.

Hotelgastverkehre

Das Verkehrsaufkommen durch die Hotel-
gäste wird über die geplante Anzahl der 
Parkplätze und in Relation zu der Bettenan-
zahl abgeschätzt. Der durchschnittliche 
Auslastungsgrad der Bettenanzahl wird für 
die werktägige Belegung mit 75 % ange-
nommen. Der MIV-Anteil beträgt aufgrund 
der sehr guten Anbindung an die ÖV-Ein-
richtungen, der Hauptbahnhof Saarbrücken 
und die Saarbahnhaltestellen „Ludwigs- 
und Trierer Straße“ liegen in fußläufiger 
Entfernung zum Hotel, mit 60 % angesetzt. 
Der Besetzungsgrad der PKW liegt nach 
Bosserhoff zwischen 1,43 und 1,53 für 
werktägige Fahrten. Hieraus ergeben sich 
bei 164 Betten rund 50 PKW-Fahrten pro 
Tag und Richtung. Legt man die geplante 
Stellplatzanzahl mit 50 Stellplätzen zugrun-
de und geht von einer Fahrtenerzeugung 

von 1,5 Fahrten pro Stellplatz aus ergeben 
sich täglich maximal 75 PKW-Fahrten pro 
Tag und Richtung. Der Stellplatz ist also 
ausreichend für die prognostizierten 
PKW-Verkehre dimensioniert.

Die Spitzenstundenverkehre werden am 
Vormittag mit 10 Quellfahrten und nach-
mittags mit 15 Zielfahrten angesetzt.

Lieferantenverkehr

Das Verkehrsaufkommen durch Lieferanten-
verkehr (Transporter 2,8 bis 3,5 t) beläuft 
sich auf maximal 10 Kfz pro Tag und findet 
nicht in den bewertungsrelevanten Zeiträu-
men statt, und ist daher nicht verkehrsrele-
vant. 

Prognosebelastung am Knoten St. Johanner Straße; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 07/2018

Simulierung der Verkehrsabläufe, Anschluss Ernst-Höfer-Weg; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 07/2018
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Verkehrsumlegung

Laut den Auszügen aus dem Verkehrsmodell 
der Landeshauptstadt Saarbrücken verteilt 
sich der Zielverkehr zu 17 % auf den An-
schluss an dem „Ernst-Höfer-Weg“. 83 % 
nutzen die Zufahrt über die „Klausener 
Straße“ und die „Poststraße“. 

Die Quellverkehre werden bei der vorge-
schlagenen Verkehrsregelung zu 100 % 
über den „Ernst-Höfer-Weg“ angesetzt.

Über die Aufsummierung der dargestellten 
Verkehrsmengen, ergeben sich für den vor-
mittägigen Spitzenstundenbereich von 7:30 
– 8:30 Uhr 120 Quellfahrten und rd. 82 
Zielfahrten. Für die im Einzelnen vernach-
lässigbaren Verkehrserzeuger erfolgt ein 
globaler Zuschlag von bis zu 10 %. Somit 
kommen 130 Quellfahrten und 90 Zielfahr-
ten für die weiteren Betrachtungen für die 
vormittägige Spitzenstunde zum Ansatz.

Für den nachmittägigen Spitzenstundenbe-
reich werden 45 Quellfahrten und 72 Ziel-
fahrten ermittelt. Mit dem Zuschlag von bis 
zu 10 % kommen für die weiteren Betrach-
tungen 50 Quellfahrten und 80 Zielfahrten 
zum Ansatz.

Unter Berücksichtigung einer jährlichen Ver-
kehrszunahme von 0,6 % in Bezug auf den 
heutigen Bestand, beträgt die Verkehrsbele-
gung auf dem „Ernst-Höfer-Weg“ vor dem 
Prognosehorizont 2030 am Vormittag in der 
Spitzenstunde 525 Kfz und 320 Kfz im 
nachmittägigen Spitzenstundenbereich.

Die Prognosebelastung am Knoten mit der 
„St. Johanner Straße“ beträgt am Vormittag 
im Spitzenstundenbereich 1.575 Kfz und 
1.820 Kfz in der Spitzenstunde am Nach-
mittag.

Die Belastung des „Ernst-Höfer-Wegs“ wird 
am Vormittag mit 482 Kfz und am Nachmit-
tag mit 295 Kfz angegeben.

Die Verteilung der Quartiersverkehre am 
Knotenpunkt wird laut Verkehrsmodel mit 
20 % in die westliche „St. Johanner Stra-
ße“, mit 55 % zur Westspange und mit 25 
% in östliche „St. Johanner Straße“ ange-
geben. Dieser Ansatz wird auch auf die 
Quartiersverkehre angewendet

Verkehrsqualitätsbetrachtungen

Die Simulierung der Verkehrsabläufe ergab 
für die Grundstückszufahrt an den „Ernst-
Höfer-Weg“ am Vormittag die Verkehrsab-
laufqualitätsstufe B bei einer mittleren Ver-
lustzeit von 19,2 Sekunden für die ausfah-

renden Verkehre. Am Nachmittag wird bei 
einer mittleren Verlustzeit von 14,2 Sekun-
den die Verkehrsablaufqualitätsstufe A si-
muliert.

Knoten St. Johanner Straße

Auf Grundlage der von der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken bereitgestellten Signal-
programme wurden für den Ast „Ernst-Hö-
fer-Weg“ für die vormittägige Spitzenstun-
de pro Umlauf von 72 Sekunden 16 Sekun-
den für den Linksabbieger und 14 Sekun-
den für den kombinierten Geradeaus- und 
Rechtsabbieger als Grünzeit abgelesen. Am 
Nachmittag stehen den beiden Fahrspuren 
9 Sekunden (Linksabbieger) und 7 Sekun-
den pro Umlauf zur Verfügung.

Bei einer Umlaufdauer von 72 Sekunden er-
gibt das 50 Umläufe pro Stunde. Somit liegt 
die Kapazitäten am Vormittag bei 350 – 
400 Fzg./h und am Nachmittag bei 200 – 

250 Fzg./h pro Spur, unter dem Ansatz eines 
Zeitbedarfs von 1,8 Sekunden pro Fahr-
zeug.

Der Abgleich mit den vorhandenen Grünzei-
ten für die Zufahrt aus dem „Ernst-Höfer-
Weg“ am lichtsignalgeregelten Knoten-
punkt mit der „St. Johanner Straße“ ergab 
somit ausreichende Kapazitätsreserven. Je-
doch ist hierbei zu beachten, dass die Sig-
nalprogramme in der Realität verkehrsab-
hängig laufen und insbesondere die Grün-
zeitanforderung durch die Saarbahn ein Ab-
gleich mit den Festzeitprogrammen nur eine 
grobe Einschätzung der Leistungsfähigkeit 
möglich ist.

Anfahrsicht

Die Einmündung in den „Ernst-Höfer-Weg“ 
erfordert nach RASt 06 (Tabelle 59) ein An-
fahrsichtdreieck mit einer Schenkellänge 
von 70 m.

Simulierung der Verkehrsabläufe, Anschluss Ernst-Höfer-Weg; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 07/2018

Abgleich mit den vorhandenen Grünzeiten für die Zufahrt aus dem „Ernst-Höfer-Weg“ am lichtsignalgeregelten 
Knotenpunkt mit der „St. Johanner Straße“; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 07/2018
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Wie aus nachstehender Skizze ersichtlich ist 
die Anfahrsichtweite gegeben. Eine Über-
prüfung nach Fertigstellung der Maßnahme 
ist jedoch erforderlich.

Bewertung der Ergebnisse

Wie in den vorstehenden Kapiteln ersicht-
lich, erzeugt das geplante Vorhaben nur 
eine sehr geringe zusätzliche Verkehrsmen-
ge. Die Verkehrsqualitätsbetrachtungen 
zeigten, dass hierfür ausreichende Kapazi-
tätsreserven in diesem Teil des Straßennet-
zes der Landeshauptstadt Saarbrücken vor-
handen sind.

Das geplante Vorhaben wird als verkehrs-
verträglich bewertet.

Zusammenfassung und Festsetzun-
gen für den Bebauungsplan

Das geplante Vorhaben umfasst ca. 200 
Wohneinheiten betreutes Wohnen und eine 
Kita.

Die Kfz-Verkehrserzeugung aus dem Quar-
tier liegt bei rund 460 Fahrten für den Quell- 
und 460 Fahrten für den Zielverkehr am Tag.

Für die verkehrliche Erschließung wird vor-
geschlagen zwei Zufahrten („Klausener 
Straße“ und „Ernst-Höfer-Weg“) und eine 
Ausfahrt („Ernst-Höfer-Weg“) vorzusehen.

Die Ausfahrt in Richtung Klausener Straße 
wird aus Verkehrssicherheitsgründen (Que-
rung der Saarbahntrasse) nicht befürwortet 
in Bezug auf die motorisierten Quartiersver-
kehre. 

Die Poststraße sollte als „unechte“ Ein-
bahnstraße ausgeschildert werden. Alterna-
tiv könnte die Ausfahrt zur „Klausener Stra-
ße“ für die Quartiersverkehre wegen der zu 
querenden Saarbahntrasse lichtsignalge-
steuert betrieben werden.

In den Spitzenstunden wird der „Ernst-Hö-
fer-Weg“ morgens mit 130 Fzg. aus dem 
Quartier hinaus belegt. Am Nachmittag re-
duziert sich die Anzahl auf 50 Fzg.

Die Leistungsfähigkeitsberechnungen erge-
ben für alle Belastungsfälle gute bis sehr 
gute Ergebnisse. Am Knotenpunkt mit der 
„St. Johanner Straße“ ergaben die Grün-
zeitbetrachtungen ebenfalls Ergebnisse, die 
innerhalb der Kapazitätsgrenzen des Kno-
tenpunkts liegen.“
(Quelle: Nachweis der Verkehrsverträglichkeit für das 
Quartier Klausener Straße / Poststraße in Saarbrücken - 
Verkehrsgutachten; PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018)

Skizze Anfahrsichtdreieck Vzul = 50 km/h; Quelle: PJG Gänssle GmbH; Stand: 07/2018
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Das Projekt

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Ein Vorhabenträger ist mit konkreten Pla-
nungsabsichten für die Entwicklung des 
Grundstückes an die Landeshauptstadt 
Saarbrücken herangetreten.  

Für die Entwicklung des Standortes eignet  
sich Wohn- und Mischnutzung angesichts 
der umliegenden vorherrschenden mischge-
nutzten Bebauung am besten. Damit ergibt 
sich eine hohe Verträglichkeit der geplanten 
mit der vorhandenen Nutzung. 

Eine Weiterentwicklung des Standortes mit 
gewerblicher Nutzung hätte hingegen Kon-
fliktpotenzial. Sonstige Nutzungs
alternativen sind nicht gewünscht Auch er-
schließungstechnisch ist das Gebiet für an-
dere Nutzungen nur bedingt geeignet.

Insbesondere Wohnnutzung ist eine wirt-
schaftlich realisierbare, vor dem Hinter-
grund des hohen Bedarfs begründbare Nut-

zung und konfliktarme Alternative. Durch 
die geplante Nachverdichtung wird die Lan-
deshauptstadt auch der anhaltenden Nach-
frage nach Wohnraum gerecht.

Der Flächennutzungsplan stellt für das 
Plangebiet eine Fläche für den Gemeinbe-
darf mit der Zweckbestimmung Post dar. 

Der Standort liegt in Nachbarschaft zur 
Stadtmitte mit verschiedenen Versorgungs- 
einrichtungen und ist durch die Lage an der 
B 268 (Westspange) mit schneller Erreich-
barkeit der A 620 und der A 623 verkehrs-
günstig gelegen.

Im Rahmen der Mehrfachbeauftragung 
wurden auch unterschiedliche Bebauungs-
alternativen geprüft.

Städtebauliche Konzeption

Ziel ist die Weiterentwicklung einer unter-
genutzten, innerstädtischen Brachfläche im 
Sinne einer Wohn- / Mischnutzung.

Das Entwurfskonzept sieht hierzu die Ent-
wicklung von fünf Baukörpern vor, welche 
teilweise die bestehende Blockrandbebau-
ung schließen und somit den Bestand sowie 
die städtebauliche Figur ergänzen bzw. 
sinnvoll weiterführen: 

„Der Entwurf orientiert sich in seiner Ge-
schossigkeit an der vorhandenen Quartiers-
bebauung. Die südlich gelegene Randbe-
bauung zur Klausenerstraße – Poststraße 
wird in der Grundstückstiefe in einem direk-
ten Bezug zum benachbarten ehemaligen 
Telekom-Gebäude in Form einer arrondie-
renden Blockrandstruktur ausgebildet. Die 
viergeschossige Neubebauung mit Staffel-
geschoss lehnt sich an die vorhandene Be-
bauung Poststr. 5 an.

Den städtebaulichen Schwerpunkt der zu-
künftigen Arealbebauung bildet eine Haus-
gruppe aus drei großkörnigen Einzelgebäu-
den, die durch ihre differenzierte Stellung 
zueinander ein abwechslungsreiches Raum-
gefüge formulieren. Die Wechselwirkung 

Vorhaben- und Erschließungsplan; Quelle: Hepp + Zenner Architekten; Stand: 03.08.2018
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dieser Stadthäuser und attraktiver Zwi-
schenbereiche wird zu einer qualitätvollen 
Adressbildung beitragen.

Durch die reduzierte Baukörperanzahl und 
gewählte fünfgeschossige Bauweise – plus 
Staffelgeschoss - mit ihrer punktuellen bau-
lichen Dichte können großzügige halböf-
fentliche Freiräume mit unterschiedlichem 
Gestaltungsgrad entwickelt werden. Die er-
forderlichen Abstandsflächen nach LBO 
können eingehalten werden. Ein zentraler 
Quartiersmittelpunkt mit teilweise befestig-
ten Flächen erlaubt generationsübergrei-
fende Aktivitäten vom Boulespiel bis Stra-
ßenfest. Wohnbereichsnahe ebene Grünflä-
chen gehen nahtlos in die benachbarten 
Böschungsflächen über.

Die vorgeschlagene Parzellierung ermög-
licht eine schrittweise Realisierung in Bau-
abschnitten mit insgesamt max. 200 Wohn-
einheiten, auf fünf Baukörper verteilt.

Parallel zur Westspangen-Brücke wird ein 
achtgeschossiges Gebäude mit KiTa, Be-
treuungs- und Pflegeeinrichtungen als bau-
licher Akzent angeordnet. 

Ein differenziertes Freiraumkonzept von 
weitgehend unversiegelten Flächen - abge-
sehen vom teilbefestigten Quartiersplatz - 
erlaubt abwechslungsreiche Außenaktivitä-
ten, das der Altersstruktur der Bewohner 
Rechnung trägt. Die Anordnung eines groß-
zügigen Kinderspielplatzes im geschützten 
Freibereich der KiTa oder ein Boulefeld 
unter schattenspendender Baumgruppe 
stehen für ein informelles Freizeitspektrum 
für Jung und Alt.“ 
(Quelle: Hepp + Zenner Architekten)

„Die verkehrliche Erschließung erfolgt über 
zwei Zufahrten („Klausenerstraße“ und 
„Ernst-Höfer-Weg“) und eine Ausfahrt 
(„Ernst-Höfer-Weg“). Die Ausfahrt in Rich-
tung Klausenerstraße wird aus Verkehrssi-
cherheitsgründen (Querung der Saarbahn-
trasse) nicht befürwortet in Bezug auf die 
motorisierten Quartiersverkehre.

Die Poststraße sollte als „unechte“ Ein-
bahnstraße ausgeschildert werden. Alterna-
tiv könnte die Ausfahrt zur „Klausenerstra-
ße“ für die Quartiersverkehre wegen der zu 
querenden Saarbahntrasse lichtsignalge-
steuert betrieben werden.“
(Quelle: Nachweis der Verkehrsverträglichkeit für das 
Quartier Klausener Straße / Poststraße in Saarbrücken - 
Verkehrsgutachten; PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018) 

„Die Zufahrt zur bestehenden Trafostation 
bleibt gewährleistet.

Die erforderlichen Stellplätze werden in ge-
bäudezugehörigen Tiefgaragen ausgewie-
sen. Zusätzlich werden oberirdisch öffentli-
che Stellplätze für die Allgemeinheit ange-
legt.

Die Zufahrten erfolgen über Rampen. In den 
Tiefgaragen befinden sich jeweils Technik- / 
Müllraum.

Die beiden Telekom-Leitungstrassen sowie 
die Abstandsflächen zum verrohrten Fisch-
bach sind größtenteils nicht überbaut.

Das Wohngebäude Poststr. 5 und die Zu-
fahrtstrasse zur rückwärtigen südwestlich 
gelegenen Nachbarparzelle bleiben erhal-
ten.

Die gewünschten Fahrrad-Abstellflächen 
befinden sich erdgeschossig in der Nähe der 
Eingangsbereiche innerhalb der Gebäude 
bzw. im unmittelbaren Vorfeld.

Ein barrierefreies Radwege-System er-
schließt das Gesamtareal – optional auch 
die topographisch höher gelegene südwest-
liche Freifläche (Abenteuer-Spielplatz).

Bei der Entwicklung der Gebäudetypen wird 
ein standortgerechter Mix aus Wohnungs-
größen zwischen 40 – 50 m², 55 – 75 m² 
und 80 – 110 m² umgesetzt.

Neben den Wohneinheiten in den geplan-
ten Punkthäusern werden zusätzlich Wohn-
einheiten für Betreutes Wohnen und zusätz-
lich Appartements im geplanten Kopfge-
bäude an der Westspange entwickelt. Im 
selben Gebäude befinden sich die Wohn-
gruppen für pflegebedürftige Senioren / Se-
niorinnen.

Das Erdgeschoss beinhaltet die Kinderta-
gesstätte. Die ebenerdigen Gruppenräume 
sind nach Südwesten zu dem vorgelagerten 
Freibereich orientiert. 

Die erforderliche Funktionsspange der Ein-
richtung wird als Abschirmung zum 
Straßenraum ausgerichtet.

Perspektive; Quelle: Hepp + Zenner Architekten

Geländeschnitt; Quelle: Hepp + Zenner Architekten; Stand: 25.07.2018
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In den beiden zentral liegenden Wohnge-
bäuden werden mit Nachmittagsbetreuung 
und Treff / Kreativ-Werkstatt zusätzlich zwei 
Einrichtungen vorgeschlagen, um eine ge-
meinschaftliche wie soziale Wohnkompo-
nente in einem urbanen Quartier zu beför-
dern.

Um die Ausnutzung des Areals zu optimie-
ren, wird die vorhandene Böschung für die 
südwestlich und nordöstlich verlaufenden 
beiden Bahntrassen verschoben bzw. abge-
staffelt. 

Die gewählte Stellung der Gebäude zur 
nördlich verlaufenden Hauptbahnlinie und 
ihre Abstände untereinander, berücksichti-
gen die Kaltluftbahn von Nord nach Süd. 
Hierbei wird der vorhandene Böschungsbe-
wuchs in die Freiraum - Konzeption der 
Neubebauung integriert.

Angrenzende gebäudebezogene Privatflä-
chen sind von halböffentlichen Freiberei-
chen durch Heckenstrukturen abgeschirmt, 
vorhandene Platanen werden in das zu-
künftige Baumkonzept integriert.

Die offene Gebäudeanordnung und klare 
Wegeführung gewährleisten eine gute 
Orientierbarkeit im Quartier.

Mit den beiden rückwärtigen zusammen-
hängenden Freibereichen der Böschungsflä-
chen können die geforderten 20 % unbe-
bauter / unparzellierter Grundstücksflächen 
nachgewiesen werden.“
(Quelle: Hepp + Zenner Architekten)
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Bauplanungsrechtliche Festset-
zungen

§ 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB

Die Nutzung wird im Durchführungsvertrag 
konkretisiert, sodass eindeutig bestimmbar 
ist, welches Vorhaben der Vorhabenträger 
realisiert. Auf diese Weise sind Änderungen 
der geplanten Nutzung möglich, ohne dass 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan ein 
Änderungsverfahren durchlaufen muss. Bei 

Änderungen müsste auch eine Anpassung 
der Gutachten vorgenommen werden.

Die zulässige Nutzungsart wird auf Grund-
lage des Vorhaben- und Erschließungspla-
nes definiert (bei der Erstellung von vorha-
benbezogenen Bebauungsplänen besteht 
gem. § 12 Abs. 3 BauGB keine Bindung an 
den abschließenden Festsetzungskatalog 
des § 9 BauGB). Über die Ausweisung eines 
Misch- und Allgemeinen Wohngebietes 
kann die geplante Wohnanlage insbesonde-

re in Kombination mit einer Einrichtung für 
Betreutes Wohnen und Pflege, einer Kinder-
betreuungseinrichtung etc. realisiert wer-
den.

Art der baulichen Nutzung - 
Allgemeines Wohngebiet (WA)

Analog § 4 BauNVO Zentrales Anliegen die-
ses Bebauungsplanes ist das Schaffen der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 

Ausschnitt der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

1. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen 
der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpfl ichtet.

2. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB; §§ 1-14 BAUNVO

2.1 MISCHGEBIET (MI) ANALOG § 6 BAUNVO
 

Zulässig sind analog 6 Abs. 2 BauNVO
1. Anlagen zur Kinderbetreuung für bis zu 6 Betreuungsgruppen,
2. eine Betreuungs- und Pflegeeinrichtung mit bis zu 30 Einheiten für betreutes Wohnen und 60 sta-

tionären Betten für Pflege sowie zusätzlich Wohnnutzung mit bis zu 4 Wohneinheiten
3. Räume für freie Berufe,
4. Geschäfts- und Büronutzung,
5. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden (max. 400 qm VK), Schank- und Speisewirtschaf-

ten (Kiosk, Bistro, Imbiss) im Erdgeschoss, 
6. nicht störende Handwerksbetriebe,
7. sonstige Gewerbebetriebe,
8. Räume für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke (z.B. Musikschule),
9. Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Unzulässig sind Vergnügungsstätten, Läden mit Geschäfts- und Verkaufsflächen für Sexartikel (Sexshops 
und Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt 
oder angeboten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution).

2.2 ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) ANALOG § 4 BAUNVO
 

Zulässig sind analog 4 Abs. 2 BauNVO und § 4 Abs. 3 BauNVO
1. Wohnnutzung (s. dazu höchstzulässige Anzahl der Wohneinheiten je Wohngebäude)
2. Räume für freie Berufe,
3. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden (max. 400 qm VK), Schank- und Speisewirtschaf-

ten (Kiosk, Bistro, Imbiss) in den Erdgeschossen, 
4. nicht störende Handwerksbetriebe in den Erdgeschossen,
5. Räume für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke (z.B. Musikschule).

Bedingte Zulässigkeit empfi ndlicher Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 BauGB:
In den Teilbereichen des Plangebietes, deren Böden vermutlich mit umweltgefährdenden Stoffen belas-
tet sind (Altlastverdachtsfl ächen SB_193 und SB_4142), sind analog § 4 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 
Abs. 5 BauNVO die allgemein zulässigen Nutzungen analog § 9 Abs. 2 BauGB erst nach Abschluss der 
Bodensanierungsmaßnahme zulässig, wenn eine Gefährdung empfi ndlicher Nutzungen auszuschließen 
ist. Das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz erteilt die Freigabe.

3. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A BAUNVO

3.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN 

Siehe Plan, analog § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonsti-
gen Anlagen. Der maßgebende obere Bezugspunkt kann den Nutzungsschablonen entnommen werden.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder den 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut (Wandhöhe) oder der Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Die zulässige Oberkante kann durch untergeordnete Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 
% der Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m überschritten werden, wenn ein Abstand von 
mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante eingehalten wird. Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die zulässige Oberkante alternativ bis auf max. 
40 % der Grundfläche überschritten werden, wenn ein Abstand von mind. 2,0 m bis zur Gebäudekante 
eingehalten wird. Technische Dachaufbauten auf den Vollgeschossen sind unzulässig, wenn ein Staffel-
geschoss errichtet wird. Eine Überschreitung der Gebäudeoberkante durch Dachaufbauten oder ähnli-
ches für die Errichtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig. Die Dachaufbauten sind zusammenzufassen 
und einzuhausen.

3.2 GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)

Siehe Plan. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO 
und § 19 Abs. 1 BauNVO festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von
1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich   
 unterbaut wird, 

 mitzurechnen. 

Bei der Ermittlung der Grundfl ächenzahl sind die privaten Grünfl ächen als Teil des Baugrundstückes / 
Grundstücksfl äche zu berücksichtigen. Der Grundstücksfläche i.S.v. § 19 Abs. 3 BauNVO sind Flächenan-
teile an Gemeinschaftsanlagen hinzuzurechnen.

3.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE

Siehe Plan. Für die Teilgebiete wird die Zahl der Vollgeschosse analog § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 
BauNVO als Höchstmaß festgesetzt. Garagengeschosse (Tiefgaragen) sind auf die Zahl der Vollgeschosse 
nicht anzurechnen (§ 21 a Abs. 1 BauNVO).

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§9 ABS. 7 BAUGB)

WA ALLGEMEINES WOHNGEBIET
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 4 BAUNVO)

MI MISCHGEBIET
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GOKmax.

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ  
GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

II - VII ZULÄSSIGE ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 1 BAUNVO)

GFZ GESCHOSSFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 ABS. 2 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

g GESCHLOSSENE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 3 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAULINIE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS.3 BAUNVO)

St FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 ABS.1 NR.4 BAUGB)

TGa FLÄCHEN FÜR TIEFGARAGEN MIT ZUFAHRTEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB)

ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE 
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

P VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBE STIMMUNG; HIER: PARKPLATZFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN MIT DER ZWECKBESTIMMUNG ELEKTRIZITÄT; HIER: TRAFOSTATION
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB)

p PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

PRIVATE GRÜNFLÄCHE MIT ZWECKBESTIMMUNG SPIELPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

UNTERIRDISCHE HAUPTLEITUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

lr MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN (LR)
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

lr, fr MIT LEITUNGS- UND FAHRRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN (LR, FR)
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

lr,gr,fr MIT LEITUNGS-, GEH- UND FAHRRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB)

Leitungs- (lr), Geh- (gr) 
und Fahrrecht (fr)

zu Gunsten

lr 1 Ver- und Entsorgungsträger

lr 2 Telekom

lr 3 Zentraler Kommunaler Entsorgungsbetrieb (ZKE)

gr 1 Allgemeinheit

gr 2 Anlieger und Bewohner des Quartiers

fr 1 Allgemeinheit

fr 2 Anlieger und Bewohner des Quartiers

fr 3 Zentraler Kommunaler Entsorgungsbetrieb (ZKE)

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND; NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBAR / BEBAUBAR 
SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN ZUM VERROHRTEN FISCHBACH / SICHTDREIEICK
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB)

FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERBLICH MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND; HIER: 
ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHEN „SB_193“ / „SB_4142“
(§ 9 ABS. 5 NR. 3 UND ABS. 6 BAUGB)W

VERROHRTER BACHLAUF „FISCHBACH“

ABRISS DES GEBÄUDEBESTANDES

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG, ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNG

BEZUGSPUNKT; HIER: 192,50 ÜNN

5 ZUORDNUNG DER NUTZUNGSSCHABLONEN

3.4 GESCHOSSFLÄCHENZAHL (GFZ)

Siehe Plan, analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO.
Die Tiefgaragen sind bei der Ermittlung der GFZ nicht anzurechnen.

4. BAUWEISE
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 BAUNVO

In der offenen Bauweise analog § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu 
errichten (Tiefgaragen / oberirdische Garagengeschosse sind bei der Ermittlung der Gebäudelängen nicht 
anzurechnen). In der geschlossenen Bauweise sind Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten. In 
der abweichenden und geschlossenen Bauweise analog § 22 Abs.  3 und 4 BauNVO sind Gebäudelängen 
von mehr als 50 m zulässig. In der abweichenden Bauweise ist eine Grenzbebauung zulässig.

5. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von Baulinien 
und Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 2 BauNVO muss auf der Baulinie gebaut werden. Analog § 
23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. Demnach sind 
die Gebäude innerhalb des im Plan durch Baugrenzen und Baulinien definierten Standortes zu errichten. 
Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 
2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach Landesrecht in 
den Abstandsfl ächen zulässig sind oder zugelassen werden können (s. ergänzend auch Festsetzung der 
Flächen für Stellplätze und Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten).

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. Oberirdische Stellplätze sind in den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung; hier: 
Parkplatzflächen und in den dafür festgesetzten Flächen für Stellplätze und innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig und für die Allgemeinheit zugänglich anzulegen. Die Errichtung und Bewirt-
schaftung gewerblich genutzter Stellplätze über den Stellplatzbedarf der zulässigerweise zu errichtenden 
Nutzungen hinaus, ist unzulässig. 

 FLÄCHEN FÜR TIEFGARAGEN MIT ZUFAHRTEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan. Tiefgaragen mit Zufahrten sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und den 
dafür festgesetzten Flächen für Tiefgaragen mit Zufahrten zulässig. Fahrradabstellanlagen dürfen auch 
außerhalb der Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen und außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
fläche errichtet werden.

7. HÖCHSTZULÄSSIGE ANZAHL DER WOHNEINHEITEN IN WOHNGEBÄUDEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB

Die höchstzulässige Anzahl an Wohneinheiten in Wohngebäuden wird analog § 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB wie 
folgt festgesetzt:

  Teilbereich 1: 34 WE (davon 30 Einheiten betreutes Wohnen, 4 Wohneinheiten)
  Teilbereich 2: 56 WE
  Teilbereich 3 : 32 WE
  Teilbereich 4: 36 WE
  Teilbereich 5: 41 WE

8. FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND; NUR EINGESCHRÄNKT NUTZ-
BAR / BEBAUBAR SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN ZUM VERROHRTEN FISCHBACH / 
SICHTDREIECK 

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB

Entlang des verrohrten Verlaufs des Fischbaches ist beidseits ein Schutzstreifen von 5 m Breite von jegli-
cher Bebauung freizuhalten und naturnah zu bewirtschaften bzw. in Abstimmung mit dem Amt für Stadt-
grün und Friedhöfe nur eingeschränkt bebaubar. Im Bereich der überbaubaren Grundstücksflächen ist 
gem. Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt- und Naturschutz von der Einhaltung der Forderung 
nach § 56 Abs. 3 SWG abzusehen. Innerhalb des Sichtdreieckes sind nur Bäume mit Kronensatz über 4,0 
m sowie Sträucher und sonstige Vegetationsbestände unter 1,0 m zulässig. 

9. ÖFFENTLICHE STRASSENVERKEHRSFLÄCHE
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: MISCHVERKEHRSFLÄCHE
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

 
Siehe Plan. 
Generell besteht für die festgesetzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrs-
fläche ein Geh- und Fahrrecht zu Gunsten der Allgemeinheit.

 VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: PARKPLATZFLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

 
Siehe Plan.

10. FLÄCHE FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, ZWECKBESTIMMUNG ELEKTRIZITÄT; HIER:   
 TRAFOSTATION
 ANALOG§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB

Der Standort der Trafostation wird als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung Elektri-
zität festgesetzt.

11. UNTERIRDISCHE HAUPTLEITUNGEN
 ANALOG. § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan. 

VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 123.09.00
„UMFELD EHEMALIGE OBERPOSTDIREKTION / KLAUSENERSTRASSE / POSTSTRASSE“ 

IM STADTTEIL MALSTATT MIT VORHABEN- UND ERSCHLIESSUNGSPLAN

HINWEISE

• Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt. 
Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassen- 
den Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

• Die Bodenarbeiten sind nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 18 915 („Vegetationstechnik im Land-
schaftsbau – Bodenarbeiten“) durchzuführen. Ein Befahren der für die Anlage der Gehölze vorgesehenen 
Fläche ist auf das notwendige Maß zu beschränken. Der nordöstliche Bereich der geplanten Grünfl äche 
(Teilbereich 1 und 4) ist daher von dem erforderlichen Baufeld durch doppeltes Trassierband abzugrenzen. 
Innerhalb des Baufeldes sind ggfs. vorhandene Oberböden abzutragen, zwischenzulagern und an den be-
grünten Bereichen, nach Möglichkeit am gleichen Standort wieder einzubauen. Zuvor sind verdichtete 
Unterböden wieder aufzulockern.

• Zur Umsetzung der grünordnerisch festgesetzten Maßnahmen und zur Vermeidung des Eintretens von Ver-
botstatbeständen n. § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG wird bei der baulichen Umsetzung eine Umweltbaube-
gleitung durch eine fachkundige Person erfolgen.

• Im gesamten Planungsbereich wurden starke Bombardierungen durch die alliierten Streitkräfte festgestellt. 
Deshalb ist bei Bauarbeiten mit Kampfmitteln zu rechnen. Das Gefährdungsband beginnt ab GOK 1945 bis 
in eine Tiefe von 6 m, endet aber an gewachsenem Fels. Es wird empfohlen das Baugebiet durch eine Fach-
fi rma für Kampfmittelbeseitigung detektieren zu lassen.

• Das Vorhaben befi ndet sich in einem Gebiet einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Ob diesbezüglich unter 
diesem Bereich Abbau umging, geht aus den Akten- und Planunterlagen des Oberbergamtes nicht hervor. Es 
wird empfohlen auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies ggf. dem Oberbergamt mitzuteilen.

• Aus dem Gelände des ehemaligen Reformgymnasiums, später Postdirektion, sind dem Landesdenkmalamt 
Fundstücke aus einem latènezeitliche Grabhügel bekannt. Latènezeitliche Grabhügel kommen in der Regel 
nicht einzeln vor sondern sind Bestandteil eines je nach Größe der zugehörigen Siedlung mehr oder weniger 
ausgedehnten Grabhügelfeldes. Aus diesem Grunde sind alle Erdarbeiten hier zunächst einmal genehmi-
gungspfl ichtig nach § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung 
des saarländischen Denkmalschutzes und der saarländischen Denkmalpfl ege vom 13. Juni 2018 (SDschG). 
Für alle Bauwerke, für deren Errichtung eine Baugenehmigung oder eine die Baugenehmigung einschließen-
de oder ersetzende behördliche Entscheidung erforderlich ist, ist das Einvernehmen mit dem Landesdenk-
malamt herzustellen (§ 10 Absatz 5 SDschG), wobei davon auszugehen ist, dass das Einvernehmen nur dann 
hergestellt werden kann, wenn die Erdarbeiten durch einen Archäologen begleitet werden und diesem im 
Bedarfsfall Zeit und Personal zur Dokumentation und Bergung eventuell zutage geförderter Bodendenkmä-
ler zur Verfügung gestellt wird. Die Kosten hierfür, einschließlich der Kosten für die konservatorische Siche-
rung und Dokumentation der Befunde hat der Veranlasser gern. § 16 Abs. 5 SDschG im Rahmen des Zumut-
baren zu tragen.

• Durch bauliche Anlagen mit Bauhöhen über 20 m ist eine Beeinfl ussung von Richtfunkstrecken generell 
möglich. Der Richtfunkbelegungszustand für ein bestimmtes Gebiet kann sich gegenwärtig in kürzester Zeit 
ändern. Daher ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens eine neue Anfrage an die BNetzA bezüglich der 
Beeinfl ussung des Betriebes von Richtfunkstrecken durch Vorhaben zu stellen.

• Bemessungsgrößen für Löschwasser sind dem Arbeitsblatt DVGW 405 zu entnehmen. Weiterhin ist bei der 
Gebäudenutzung bzw. Standortplanung die Richtlinie „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu 
beachten. Bei einer Festlegung von Baumstandorten ist die Notwendigkeit einer Anleiterung am Objekt zu 
prüfen. Bei Festlegungen von Parkfl ächen sind ebenso mögliche Zufahrten bzw. Aufstellfl ächen der Feuer-
wehr zu berücksichtigen.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist zusätzlich darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse 
aufgrund von Starkregenereignisse einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden An-
liegern darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der 
Oberfl ächenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen, gegebenenfalls müssen für die 
möglichen Starkregenereignisse Überfl utungsmulden angelegt werden. Besondere Maßnahmen zur Abwehr 
von möglichen Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung 
und Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. 

• Alle Schachtbauwerke und Sonderbauwerke des Zentralen Kommunalen Entsorgungsbetriebes, sowie die 
Trassen der Kanäle müssen auf öffentliche Flächen zu liegen kommen sofern sie nicht der Grundstücksent-
wässerung anzurechnen sind. Außerdem müssen die Einstiege zu den Abwasserbauwerken so zugänglich 
sein, dass sie mit einem Spül- und Inspektionsfahrzeug (Fahrzeugbreite 2,50 m) über eine 3,50 m breite 
befestigte Zuwegung (SLW 60) angefahren werden können. Die im unbefestigten Gelände liegenden Ein-
stiege müssen mit einem zweireihigen Pfl asterstreifen umrandet werden. Sollten dennoch öffentliche und 
von ZKE zu betreibende Bauwerksteile von Schachtbauwerken oder Rohrleitungen auf späteren nicht öffent-
liche Flächen der Landeshauptstadt zu liegen kommen, so sind Vereinbarungen mit den Grundstückseigen-
tümern zu treffen, die eine Reparatur bzw. Erneuerung oder Wartung der Abwasseranlage (Schutzstreifen) 
ermöglichen. Eine dingliche Sicherung der infrage kommenden Flächen muss mittels Eintragung im Grund-
buch vollzogen sein. 

• Im angrenzenden Bereich (angrenzend an die geplanten Grünflächen) liegen bahneigene Signalkabel (LST) 
der DB Netz AG. Die Kabel sind erdverlegt, verlaufen aber im Kabelkanal. Vor Beginn der Bauarbeiten muss 
eine Einweisung durch den Fachdienst LST erfolgen. Eine Betriebsgefährdung von Signalkabeln ist auszu-
schließen. Im Bereich der Kabeltrasse dürfen Erdarbeiten nur von Hand ausgeführt werden. 

• Die Abstandsflächen dürfen sich unter Beachtung der gesetzlichen Regelungen bei dem geplanten Bauvor-
haben auf Bahngelände erstrecken. Innerhalb der Abstandsfläche sind jedoch jederzeit Veränderungen der 
planfestgestellten Bahnanlage zu ermöglichen bzw. zulässig. Ein Baulasteintrag auf Bahngelände wird je-
doch in diesem Fall nicht übernommen. 

• Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- 
und KörperschaII, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch 
magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer 
Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, 
medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Geräten zu rech-
nen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen.

• Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Belangen 
der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB Richtlinie 
(Ril) 882 „Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten und über folgende Bestell-
adresse zu erwerben: DB Kommunikationstechnik GmbH Medien- und Kommunikationsdienste Informa-
tionslogistik, Kriegsstraße 136, 76133 Karlsruhe.

• Es wird auf die Verkehrssicherungspflicht (§§ 823 ff. BGB) des Grundstückseigentümers hingewiesen. Soweit 
von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebs und der Verkehrssicherheit aus-
gehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält 
sich die DB AG vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 

• Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch im Interesse 
der Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass 
ein gewolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in 
den Gefahrenbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen 
Rechtsnachfolgern laufend instand zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten 
des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger. 

• Die Entwässerung des Bahnkörpers über den Bahnseitengraben darf unter keinen Umständen beeinträchtigt 
werden. 

• Die Bauarbeiten müssen grundsätzlich außerhalb des Druckbereiches von Eisenbahnverkehrslasten durch-
geführt werden. 

• Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen in 
den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame 
Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit.

• Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebseinrichtungen 
oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen 
unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende 
Handlungen vorzunehmen. Für Schäden, die der DB aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Planungs-
träger / Bauherr im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und gegebenenfalls im vollem Umfang. Bei Bau-
ausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist das Überschwenken 
der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken 
verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Ab-
nahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. Werden 
bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB überschwenkt, so ist mit der DB Netz AG 
eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 4 - 8 Wochen vor Kranaufstellung bei der 
DB Netz AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. Der Antrag zur 
Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der DB zum Vorhaben bei der DB Netz AG einzu-
reichen.

• Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. Lagerungen 
von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass unter keinen Umständen 
Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) gelangen. 

• Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, 
Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicher-
zustellen, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckun-
gen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. Sollte sich nach Inbetriebnahme der Reklame-
einrichtung herausstellen, dass es doch zu Beeinträchtigungen der Signalsicht kommt, ist DB seitig mit 
einem Widerruf der Zustimmung bzw. mit Einschränkungen oder Abänderungen zu rechnen. 

• Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Sie 
sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht 
zugestimmt werden.

Die nachfolgenden Maßnahmen sind aus natur- und artenschutzrechtlicher Sicht nicht zwingend und haben 
freiwilligen Charakter:
• Bei der Beleuchtung der Freifl ächen und Stellplätzen sind insektenfreundliche Beleuchtungssysteme (z.B. 

LED-Leuchten oder Natriumdampf-Niederdruck-Lampen) mit maximal 4.100 Kelvin Farbtemperatur zu ver-
wenden. Es sind nur Leuchten vorzusehen, die so eingeblendet sind, dass möglichst wenig Licht nach oben 
oder auf angrenzende Grünfl ächen emittiert wird.

• Der Verlust von Strukturen für (ungefährdete) Höhlenbrüter (Bunt- und Grünspecht) wird durch das Ausbrin-
gen von insgesamt 5 Nisthilfen für Spechte und andere Höhlenbrüter ausgeglichen. An den geplanten Ge-
bäuden sind Nisthilfen für Gebäudebrüter anzubringen, sofern die baulichen Strukturen keine Nistmöglich-
keiten (in Form von Überständen, Halbhöhlen o.ä.) zur Verfügung stellen. Für den Haussperling eignen sich 
beispielsweise Mehrfachvorrichtungen in Form aneinandergereihter Höhlenbrüterkästen.

• Für den Teilbereich 5 wird vorgeschlagen, die entstehenden Steilböschungen durch Gabionen (ggfs. mehr-
stufi g) abzustützen und so zusätzliche Lebensräume für die Mauereidechse zu schaffen. Diese stehen in di-
rekter Verbindung zu den bereits besiedelten Bereichen der angrenzenden Bahnböschung. Die Gabionen 
sollten mit Steinen und Schotter unterschiedlicher Korngröße gefüllt werden. Zur Vermeidung von Beschat-
tungseffekten sollte unterhalb der Gabionen auf die Anpfl anzung von Gehölzen verzichtet werden und auf-
kommende Gehölze in regelmäßigen Abständen zurückgeschnitten werden.

• Als Ersatz für verlorengegangene Quartiermöglichkeiten werden im Bereich des zu erhaltenden Baumbe-
standes in der dem Teilbereich 3 zugeordneten privaten Grünfl äche insgesamt 5 Fledermauskästen des Typs 
Schwegler 3FF oder vergleichbar aufgehängt. Die konkreten Standorte werden von einer fachkundigen Per-
son (Fledermauskundler, UBB) festgelegt und die Kästen jährlich auf Besatz geprüft und im Bedarfsfall an 
anderer Stelle aufgehängt.

• Auf der Grundlage des § 40 BNatSchG dürfen für die Gehölzpflanzungen nur gebietsheimische Gehölze mit 
der regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) gemäß „Leitfaden zur 
Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) verwendet werden.

• Für geplante Ansaatflächen dürfen auf der Grundlage des § 40 BNatSchG nur zertifizierte gebietsheimische 
Saatgutmischungen mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ (Region 
6) verwendet werden. Auf eine Ansaatdichte von 2 – 4 g/m2 ist zu achten.

12. MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. Die in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Bereiche (lr) sind mit Leitungsrechten 
zu belasten (siehe ergänzend Planzeichnerläuterung).

 MIT GEHRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. Im Bereich der Gebäudevorflächen der Gebäude 1 und 4 in Verbindung mit der Mischverkehrs-
fläche ist insgesamt ein 2 m breiter Streifen mit Gehrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belasten. Dies 
dient zusammen mit der Mischverkehrsfläche der fußläufigen Verbindung.

 MIT LEITUNGS- UND FAHRRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. Der in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichnete Bereich (lr, fr) ist mit Leitungs- und 
Fahrrechten zu belasten (siehe ergänzend Planzeichnerläuterung).

 MIT LEITUNGS-, GEH- UND FAHRRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN 
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan. Die in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Bereiche (lr, gr, fr) sind mit Leitungs-, 
Geh- und Fahrrechten zu belasten (siehe ergänzend Planzeichnerläuterung).

13. PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 1 NR 16 BAUGB

Siehe Plan. 
Innerhalb der privaten Grünflächen sind im Mischgebiet Nutzungen zulässig, die dem ordnungsgemäßen 
Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung dienen. Zulässig sind Wege, Spielgeräte und Sportanlagen sowie 
alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb erforderlichen Anlagen und Einrichtungen. In den priva-
ten Grünfl ächen der Allgemeinen Wohngebiete sind Anlagewege, Aufenthaltsbereiche, Terrassen etc. zu-
lässig. 
Gem. Starkregenstudie werden die private Grünfl ächen des Mischgebietes, Allgemeinen Wohngebietes 3 
und 4 bei entsprechenden Niederschlägen zwischen 0,15 - 0,50 m eingestaut. Es sind entsprechende Volu-
men auf einem Baugrundstück für die natürliche Versickerung von Wasser aus Niederschlägen freizuhalten, 
um insbesondere Hochwasserschäden, einschließlich Schäden durch Starkregen, vorzubeugen.

14. PRIVATE GRÜNFLÄCHE MIT ZWECKBESTIMMUNG SPIELPLATZ
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB 

Siehe Plan. 
Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz sind Nutzungen zulässig, die der 
Freizeitgestaltung der Bewohner des Quartiers und der Allgemeinheit dienen. Zulässig sind eingeschossige 
Hütten mit einer maximalen Grundfl äche von 300 qm (max. 150 qm je Hütte). Zulässige Nutzungen inner-
halb der Hütten sind:

1. Kiosk, Bistro, Imbiss,
2. Anlagen für kulturelle, soziale und sportliche Zwecke (z.B. Musikschule),
3. alle sonstigen für die Freizeitgestaltung der Bewohner des Wohnquartieres dienliche Nutzungen und 

Einrichtungen.

15. GEMEINSCHAFTSANLAGEN; HIER MÜLLSAMMELPLATZ
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR 22 BAUGB
 
 Entlang der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrsfläche ist im Bereich der 

Teilbereiche 2 und 3 ein zentraler Müllsammelplatz einzurichten.

16. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR 20 BAUGB

 Die Baufeldräumung/Rodung von Gehölzen darf gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Brut- 
und Setzzeiten im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. Damit wäre der Schutz von Gelegen 
und Nestlingen der europäischen Vogelarten hinreichend sicher gewährleistet. In Bezug auf Fledermäuse ist 
bekannt, dass baumbewohnende Arten oftmals erst nach strengen Frostereignissen ungeeignete, i.e. nicht 
frostsichere, Baumhöhlen bzw. Stammritzen/-spalten verlassen und in wärmere Gebiete ab- oder in unter-
irdische Quartiere einwandern. In der Regel sind ab Januar genügend solcher Bedingungen aufgetreten, 
die die Tiere zum Verlassen von Baumquartieren veranlasst haben. I.d.R. reicht es aus, die Rodung stärker 
dimensionierter Bäume auf diesen Zeitraum zu beschränken. Da insbesondere die Robinie jedoch auch bereits 
in jüngeren Stadien tiefe Borkenrisse und -spalten aufweist, wird (auch unter Berücksichtigung der höheren 
Durchschnittstemperaturen innerhalb der Innenstadt von Saarbrücken) festgelegt, dass die Rodungsarbeiten 
insgesamt auf den Zeitraum Januar-Februar beschränkt werden.

 Für den Haussperling und andere Gebäudebrüter sind lärmbedingte Störungen am Niststandort grund-
sätzlich von untergeordneter Relevanz. Der Bruterfolg wird eher durch optische Störreize in unmittelbarer 
Nähe des Nestes herabgesetzt (Personen, Baumaschinen). Um dies zu verhindern, ist die Trafostation der 
Telekom (Vorbau mit Wabenvermauerung) als einziger potenzieller Niststandort für den Haussperling 
und die anderen im Gebiet nachgewiesenen Gebäudebrüter (Bachstelze, Hausrotschwanz) innerhalb des 
Geltungsbereiches während der Bauarbeiten durch einen mit einer Sichtschutzplane verblendeten Bauzaun 
vom Baufeld abzutrennen.

 Spätestens vor Beginn der Aktivitätszeit (je nach Witterung bereits Mitte bis Ende März) ist das Baufeld durch 
einen Reptilienschutzzaun für die Dauer der Bauarbeiten gegenüber der Bahnböschung zu sichern, um ein 
Einwandern der Mauereidechse in den dann gerodeten/offenen Bereich zu vermeiden. Anschließend ist das 
gesamte Baufeld durch eine fachkundige Person (Tierökologe, Herpetologe) systematisch nach evtl. vorhan-
denen Tieren abzusuchen und ggfs. gefundene Individuen in den benachbarten Bereich der Bahnböschung 
zu verbringen (Fanggenehmigung durch die UNB notwendig). Der Schutzzaun ist mit Übersteighilfen zu 
versehen, um evtl. übersehenen Individuen eine Rückwanderung in den Bereich der Bahnböschung zu 
ermöglichen. Die Funktionalität des Schutzzaunes ist regelmäßig zu überprüfen.

17. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN IM SINNE DES 
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES

 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

Im Bebauungsplangebiet sind gemäß der gutachtlichen Stellungnahme anhand der Geräuschimmissionen 
ausgehend von den in der Nachbarschaft befindlichen Emittenten Straßenverkehrslärm, Parkplatzlärm mit 
Zufahrten zu Tiefgaragen und Schienenverkehrslärm auf die geplante Bebauung folgende Vorkehrungen zu 
treffen:
1. Asphaltierung der Fahrgassen der Parkplätze und der Parkstände,
2. Asphaltierung der Erschließungsstraßen im Bebauungsplangebiet,
3. Ausführung der Tore zu den Tiefgaragen und sofern vorgesehen Ausführung der Abdeckung der Regen-

rinnen der Zufahrten zu den Tiefgaragen nach dem Stand der Lärmminderungstechnik, so dass von der 
Betätigung der Tore bzw. von dem Überfahren der Abdeckungen der Regenrinnen keine relevanten Ge-
räusche ausgehen,

4. Bei der Errichtung der Gebäude mit schutzbedürftigen Nutzungen im Bebauungsplangebiet sind die er-
mittelten Bereiche der maßgeblichen Außenlärmpegel La gemäß Schalltechnischer Untersuchung zu be-
achten,

5. Die Anforderungen an die Luftschalldämmung der zu errichtenden Gebäude sind nach DIN 4109 Aus-
gabe 2018 Teil 1 und Teil 2 zu bestimmen,

6. In den Anwesen sind schutzbedürftige Räume mit fensterunabhängigen, schallgedämpften Lüftungsein-
richtungen auszustatten. Diese sind bei der Ermittlung der Anforderungen an die Luftschalldämmung der 
Außenbauteile gemäß den errechneten Lärmpegeln bei der Planung der Bauwerke zu berücksichtigen.

7. Infolge der an den Fassaden zu erwartenden Außenlärmpegel sind Schallschutzmaßnahmen zu veranlas-
sen. Die Einstufung der Lärmpegelbereiche für die einzelnen Gebäude, Stockwerke und Fassaden ist 
nachstehend aufgelistet:

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 320 der 
Verordnung vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 840).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 632).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 
(Amtsbl. I S. 790).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 

saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. I 2014 
S. 2).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 21. November 
2007 (Amtsbl. S. 2393). 

• Saarbrücker Baumschutzsatzung – BSchS, Sat-
zung über den Schutz der Bäume in der Landes-
hauptstadt Saarbrücken vom 05. Oktober 2017.

• Verordnung zum Gesetz über Spielplätze (Spiel-
platzverordnung - SpielplVO) vom 14. März 1975 
(Amtsblatt I S. 438). 

• Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) vom 
8. Mai 1967 (BGBl. 1967 II S. 1563), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. Juli 
2017 (BGBl. I S. 3054).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen der Planzeichenverordnung vom 
18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 
1509).
Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) ent-
spricht für den Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes dem Stand 
vom 22.11.2017.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
16.02.2016 die Aufstellung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a BauGB beschlos-
sen. Der Beschluss ist am 06.06.2018 
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes mit Begründung hat nach 
§ 3 (2) BauGB auf Dauer eines Monats vom 
20.09.2018 bis einschließlich 22.10.2018 öf-
fentlich ausgelegen. Ort und Dauer der Aus-
legung sind am 12.09.2018 ortsüblich bekannt 
gemacht worden.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 
05.02.2019 diesen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan nach § 10 (1) BauGB als Sat-
zung beschlossen.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan 
bedarf gemäß § 10 (2) BauGB i.V.m. § 13a (2) 
Nr. 2 BauGB keiner Genehmigung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde. 

Der Flächennutzungsplan des Regionalver-
bandes Saarbrücken wird gem. § 13 a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung ange-
passt.

Der Satzungsbeschluss durch den Stadtrat 
und der Ort, an dem der Plan während der 
Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
worden. Mit der Bekanntmachung tritt der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan gem. § 
10 (3) BauGB in Kraft.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____
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18. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25A I.V.M. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Auf Gebäuden mit einer Grundfläche > 100 m² sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 10 Grad mit 
einer Substratschicht von ca. 15 cm Stärke extensiv zu begrünen. Eine Nutzung als Dachgarten ist zulässig. 
Dabei ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, 
Polsterstauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperio-
den gewährleistet. Ausgenommen sind hiervon Flächen für technische Dachaufbauten, etc. und deren War-
tung inkl. Zuwegung. Die Tiefgaragendächer sind ebenfalls extensiv zu begrünen. 

Stellplätze sind durch Laubbäume im Umfang von je 4 Stellplätze ein standortgerechter mittel- bis groß-
kroniger Laubbaumhochstamm (Sortierung 3 mal verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm) zu begrünen. Die 
Bäume sind dauerhaft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen. 

Bei allen Baumpflanzungen muss grundsätzlich die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasser-
durchlässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) mindestens 6,0 m2 betragen. Die Baumscheiben sind 
durch geeignete Maßnahmen wie z.B. die Bepflanzung mit bodendeckenden Kleingehölzen oder Stauden 
vor Oberflächenverdichtung zu schützen. Im Falle beengter Verhältnisse sind Belüftungs- und Bewässe-
rungskanäle anzulegen; die Pflanzgrube muss mindestens 12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief sein. 

Alle nicht überbauten Grundstücksflächen sind ebenfalls zu begrünen oder gärtnerisch zu gestalten. Die 
genaue Lage der Grünflächen und Solitärpflanzungen ergibt sich aus dem Freiflächengestaltungsplan 
(siehe Vorhaben- und Erschließungsplan). Aus statischen Gründen muss auf eine Anpflanzung von Solitären 
im durch Tiefgaragen unterbauten Bereich verzichtet werden. 
Für die genannten Pflanzungen sind standortgerechte, mittel- bis großkronige Laubbaumarten in der 
Pflanzqualität Hochstamm, 3xv, STU 16-18 cm zu vorzusehen. 

Die als private Grünfläche gekennzeichneten rückwärtigen Grundstücksflächen der Teilbereiche 1, 4 und 5 
sind frei von höheren Gehölzen und stehen vollumfänglich für den Ausgleich der wegfallenden Bäume im 
Böschungsbereich i.S.d. Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Saarbrücken zur Verfügung. Ziel ist die 
Pflanzung einer weitständigen, parkartigen Gehölzfläche. Hierbei sind mittelkronige Bäume (2. Ordnung) 
in Gruppen zu je 3 Exemplaren zu pflanzen. Die Pflanzabstände zwischen den Gruppen betragen 15 – 20 
m. Auch hierbei sind standortgerechte Baumarten in der Pflanzqualität Hochstamm, 3xv, STU 16-18 cm 
zu verwenden. Der Unterstand soll als Rasenfläche oder blütenreiche Blumenwiese angelegt werden. Im 
letztgenannten Fall wird eine 2-schürige Mahd der Gesamtfläche und die Anlage von mehrschürigen Gras-
wegen vorgeschlagen.

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 
- Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Güte-
bestimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 (Vegeta-
tionstechnik im Landschaftsbau, Pflanzen und Pflanzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind dauerhaft zu 
sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu ersetzen

Bei der Baumarten bzw. -sortenauswahl ist die folgende Pflanzliste (Vorschlagsliste) zu verwenden:

Corylus colurna – Baumhasel
Fraxinus ornus ‚Rotterdam‘ – Blumen-Esche-Sorte
Liquidambar styracifolia – Amberbaum (Nominatform)
Liquidambar styracifolia ‘Worpelsdorn’ – Amberbaum-Sorte
Sophora japonica ‘Princeton Upright’ – Schnurbaum-Sorte
Triacanthos ‘sunburst’ – Lederhülsenbaum
Fagus Sylvatica Fastigiata – Säulenbuche
Hainbuchensäulen (z.B. Carpinus betulus ‚Fastigiata‘, f ‚Columnaris‘ oder andere in Form geschnittene Sor-
ten)
Platanus x hispanica – Platane 
Tilia cordata ‚Rancho‘ – Kleinkronige Winterlinde

19. ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 1 NR. 20 UND § 9 ABS. 1A BAUGB

Die vorhandenen Bäume innerhalb des Plangebietes sind, sofern möglich, zu erhalten. Für die 35 Bäume im 
Plangebiet, die unter die Baumschutzsatzung fallen, ist Ersatz in Form einer Neupflanzung von 35 Bäumen 
zu leisten (Pflanzqualität: 3xv., StU 14/16, standortgerechte Laubbaumhochstämme). Die Ersatzpflanzun-
gen sind, sofern möglich innerhalb des Plangebietes oder alternativ in Abstimmung mit dem Amt für Klima- 
und Umweltschutz an geeigneten Standorten innerhalb des Stadtgebietes auszuführen. Bei der Pflanzung 
sind die Empfehlungen der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 - Planung, Pflanzarbeiten, 
Pflege, 2. Ausg. 2015 sowie Teil 2 - Standortvorbereitung für Neupflanzungen, Pflanzgruben und Wurzel-
raumerweiterung, Bauweisen und Substrate, 2. Ausg. 2010) zu beachten. 
Alternativ kann die erforderliche Kompensation auch damit geleistet werden, dass pro zu entfernendem 
Baum eine Zahlung von 1.000,00 € an die Landeshauptstadt Saarbrücken geleistet wird. 
Der Betrag wird von der Landeshauptstadt für die Neupflanzung von Bäumen im innerstädtischen Bereich 
verwendet. 

Die Gehölze innerhalb des im Bebauungsplan als Teilbereich 3 der privaten Grünfläche mit Zweckbestim-
mung Spielplatz gekennzeichneten Bereich sind grundsätzlich (unter Berücksichtigung der Verkehrssiche-
rungspflichten) zu erhalten. Der vorgesehene Spielplatz und der Aufgang zum Spielplatz sind so anzulegen, 
dass wertgebende, d.h. ältere Einzelbäume erhalten bleiben. Im Zuge der Bauarbeiten gefährdete Bäume 
im Randbereich des Baufeldes sind durch geeignete Baumschutzmaßnahmen zu schützen (Bauzaun, Rück-
schnitt, ggfs. Stammschutz). Die DIN 18 920, RAS-LP 4 und ZTV-Baumpflege der FLL sind zu beachten.

20. KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
 ANALOG § § 9 ABS. 1A BAUGB

Als Kompensation für den in Anspruch genommenen Wald, wird eine Neu-Aufforstung von naturraumty-
pischem Laubwald auf einer ca. 2.600 qm großen Fläche über eine Erstaufforstungsmaßnahme der Natur-
land Ökoflächen-Management GmbH (Gemarkung Theley, Flur 14, Flurstück 289) durchgeführt.

Im Zuge der Realisierung der Baumaßnahmen werden 35 Bäume, die unter die Baumschutzsatzung fal-
len, entnommen. Es ist beabsichtigt diese innerhalb des Plangebietes durch die Neuanpflanzung standort-
gerechter Laubbäume zu kompensieren. Sofern die vollständige Kompensation innerhalb des Plangebietes 
nicht möglich ist, werden die Anpflanzungen in Abstimmung mit dem Amt für Klima- und Umweltschutz an 
geeigneten Standorten innerhalb des Stadtgebietes ausgeführt (zu Ausgleichszahlung siehe Festsetzung Nr. 
19).

21. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES
 ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet wird im Trennsystem entwässert. 
• Schmutzwasser und schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser sind in den bestehenden Schmutzwasser-

kanal abzuleiten. 
• Das anfallende nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswasser ist Regenwasserkanälen zuzuführen und 

in den bestehenden Regenwasserkanal bzw. in den Fischbach abzuleiten. Für die Einleitung in den Fischbach 
ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu beantragen.

• Die Planung und die Bauausführung für die Entwässerungsanlagen sind mit ZKE abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Stellplätze: Je Wohneinheit < 160 m2 ist ein Pkw-Stellplatz und zwei Fahrradstellplätze nachzuweisen. Je 

Wohneinheit > 160 m2 sind zwei Pkw-Stellplätze und vier Fahrradstellplätze nachzuweisen. Je 20 bis 30 
Kinder in Kindertagesstätten ist ein Pkw-Stellplatz nachzuweisen. Je 8 bis 12 stationäre Betten in Pfl egeein-
richtungen ist ein Pkw-Stellplatz nachzuweisen. Je zwei Wohneinheiten des Betreuten Wohnens ist ein 
Pkw-Stellplatz nachzuweisen. Zusätzlich zu den nachzuweisenden Stellplätze sind 15 % oberirdische Stell-
plätze öffentlich anzulegen.

• Werbeanlagen: Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, Fremdwerbung ist unzulässig. 
Ausgenommen hiervon sind gemeinsame Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweis-
schilder). Innerhalb des Plangebietes ist nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die Höhe der Hinweisschilder 
oder -tafeln darf max. 2,5 m betragen. Zusätzlich ist ein Pylon / eine Stele mit einer Höhe von 3,0 m zulässig. 
Unzulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig 
bewegende Werbeanlagen. Werbeanlagen am Gebäude sind nur in der Höhe bis maximal Brüstungsober-
kante 1. OG zulässig. Blendwirkungen gegenüber der Bahn sind zu vermeiden.

• Dachform/ Dachneigung: Flachdächer/ fl achgeneigte Dächer sind mit Dachneigungen von 0 bis 15° auszu-
führen.

• Sonstiges: Mülltonnen sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfl äche orientierten Bereichen entweder in 
Schränken einzubauen oder sichtgeschützt aufzustellen.

• Böschungen, Abgrabungen, Aufschüttungen und Stützwände: Die Anlage von Böschungen, Abgrabungen, 
Aufschüttungen und Stützwände ist bis zu einer Höhe von 2 m zulässig. Böschungen, Abgrabungen, Auf-
schüttungen und Stützwände sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche zulässig.

• Einfriedungen: In der privaten Grünfl äche entlang der Grenze des Plangebietes zur Bahntrasse hin sind Ein-
friedungen (Hecken, Zäune) zulässig. Im übrigen Plangebiet sind Einfriedungen nur ausnahmsweise zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND 
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN 

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)
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Schutzabstand Wald
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen 
von dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
• der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forstwirt-
schaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher 
Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu 
verzichten und 

• aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden Gebäudes auf dem Grundstück hervorgehen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

Altlastenverdachtsflächen 
• Im Plangebiet befi nden sich Flächen, deren Böden vermutlich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 

sind (s. ergänzend auch Festsetzung der bedingten Zulässigkeit empfi ndlicher Nutzungen gem. § 9 Abs. 2 
BauGB). Der Geltungsbereich ist in Teilbereichen betroffen. Hierbei handelt es sich um Altlastenverdachts-
flächen SB_193 und SB_4142.

• Sofern bei Erdarbeiten, Bodenbewegungen oder Ähnlichem Bodenverunreinigungen über den bisherigen 
Kenntnisstand hinaus angetroffen werden, die nach Art, Beschaffenheit oder Menge gesundheits-, luft-, 
oder wassergefährdend, explosibel oder brennbar sind, müssen diese unverzüglich dem Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz, Saarbrücken, angezeigt werden.

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB
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Realisierung eines Quartiers mit 
Wohnnutzung und dem Wohnen ergänzen-
den Nutzungen und Dienstleistungen.

Es soll ein Gebiet entwickelt werden, das 
überwiegend dem Wohnen dient. Weiterhin 
sind an diesem Standort das Wohnen er-
gänzende und mit dem Wohnen verträgli-
che Nutzungsarten denkbar (z.B. nicht stö-
rende Dienstleister sowie freiberufliche Nut-
zungen).

Die Umgebung dient ebenfalls vorwiegend 
dem Wohnen und als Standort von Nutzun-
gen, die das Wohnen nicht wesentlich stö-
ren. Die Festsetzung hat auch nachbar-
schützenden Charakter, so dass baupla-
nungsrechtlich nicht von gegenseitigen Be-
einträchtigungen auszugehen ist.

Die gewählte Nutzungsart ermöglicht somit 
die Realisierung eines typischen innerstädti-
schen Quartiers mit weiteren verträglichen 
Nutzungen. Die Standortfaktoren, die mit 
der besonderen Lage des städtisch gepräg-
ten Standortes einhergehen, können mit 
der Festsetzung voll ausgeschöpft werden.

Des Weiteren sollen insbesondere auch die 
der Versorgung des Gebietes dienende Lä-
den zulässig sein. Die definierte Obergrenze 
der Verkaufsfläche ist aus dem Einzelhan-
delskonzept der Landeshauptstadt abgelei-
tet.

Um den Gebietscharakter des Allgemeinen 
Wohngebietes nicht zu gefährden und um 
potenzielle Belästigungen von vornherein 
auszuschließen, sind bestimmte Modifika-
tionen des Standardnutzungskataloges des 
Allgemeinen Wohngebietes nach BauNVO  
notwendig.

Aufgrund des potenziell höheren Störgra-
des / der Immissionsbelastung mit nachteili-
ge Auswirkungen auf die umgebende 
Wohnnutzung (u.a. erhöhtes Verkehrsauf-
kommen), möglichen Beeinträchtigungen 
des Verkehrsflusses in den umliegenden 
Straßen, dem üblicherweise erhöhten Flä-
chenbedarf, den baulichen Anforderungen 
und der schweren gestalterischen Integra-
tion sind Gartenbaubetriebe, Tankstellen 
und Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
hier unzulässig. Für Gartenbaubetriebe und 
Tankstellen existiert an anderer Stelle im 
Stadtgebiet ein ausreichendes Angebot.

Anlagen für Verwaltungen, Betreibe des Be-
herbergungsgewerbes und nicht störende 
Gewerbebetriebe sollen an zentraler Stelle 
im Bereich des Mischgebietes konzentriert 
werden.

Aufgrund der Altlastenproblematik besteht 
das Erfordernis einer zeitlich gestaffelten 
städtebaulichen Entwicklung und Ordnung. 
Um eine mögliche Gefährdung der mensch-
lichen Gesundheit zu vermeiden, werden 
empfindliche Nutzungen für unzulässig er-
klärt (u.a. Wohnnutzung, etc.). Der Aus-
schluss empfindlicher Nutzungen wird da-
bei an eine „aufschiebende Bedingung“ 
gem. § 9 Abs. 2 BauGB geknüpft.

Die Zulässigkeit ist so lange eingeschränkt, 
bis gutachterlich durch einen nach § 18 
BBodSchG zugelassenen Sachverständigen 
der Verdacht einer schädlichen Bodenverän-
derung ausgeräumt wird, oder durch eine 
Bodensanierungsmaßnahme eine Gefähr-
dung empfindlicher Nutzungen ausge-
schlossen ist. 

Alternativ können die vorgenannten auf-
schiebend wirksamen Bedingungen für die 
Zulässigkeit der geplanten Vorhaben bau-
begleitend geschaffen werden. Baubeglei-
tend ist dann durch einen nach § 18 
BBodSchG zugelassenen Sachverständigen 
der Kontaminationsverdacht auszuschlie-
ßen oder die Zulässigkeit der Nutzung durch 
entsprechende Maßnahmen sicherzustellen 
und zu dokumentieren.

Sind gesunde Wohnverhältnisse und die Si-
cherheit der Wohnbevölkerung gewährleis-
tet, sind alle Nutzungen zulässig. 

Hierbei handelt es sich nicht um eine Bau-
sperre, da der Bedingungseintritt durch den 
Vorhabenträger rechtzeitig herbeigeführt 
werden kann. Somit kann dem 
Vorhabenträger frühzeitig Planungssicher-
heit zugestanden werden, was Vorausset-
zung für die Investitionen in die Bodensa-
nierung ist. 

Gegen den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan in der vorgelegten Form bestehen 
nach erfolgreich durchgeführter und be-
hördlich abgestimmter bodenschutzrechtli-
cher Sanierung seitens der unteren Boden-
schutzbehörde keine grundsätzlichen Be-
denken. 

Mischgebiet (MI)

Analog § 6 BauNVO

Mit der Festsetzung des Mischgebietes im 
Bereich der Westspange wird eine Gebiets-
abstufung zwischen den Allgemeinen 
Wohngebieten und der Hauptverkehrsachse 
der Westspange gewährleistet. Mit der Aus-
bildung eines „Scharnieres“ mit einer Mi-
schung aus Wohnnutzung und Nicht-Wohn-

nutzung (z.B. Kindertagesstätte, Betreu-
ungs- und Pflegeeinrichtung) wird dem 
Trennungsgrundsatz gem. § 50 BImSchG 
Rechnung getragen. Die Festsetzung als 
Mischgebiet ist somit eine Voraussetzung 
zur Entwicklung der rückwärtigen Flächen 
im Plangebiet.

Die Entwicklung der Flächen mit einer Mi-
schung aus Wohnnutzung und Nicht-Wohn-
nutzung lässt zudem eine flexible Entwick-
lung zu.

Es sind darüber hinaus nicht alle Nutzungen 
des Kataloges des Mischgebietes unter Be-
rücksichtigung der Planungsziele der Lan-
deshauptstadt realisierungsfähig. Garten-
baubetriebe, Tankstellen und Vergnügungs-
stätten werden ausgeschlossen.

Gartenbaubetriebe und Tankstellen haben 
üblicherweise einen erhöhten Flächenbe-
darf und besondere bauliche Anforderun-
gen. Diesen Anforderungen kann an diesem 
Standort nicht Rechnung getragen werden. 
Bei Ansiedlung von solchen Nutzungen wä-
ren die Flächenreserven für die gewünschte 
Ansiedlung von Wohnnutzung. 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind da-
rüber hinaus gestalterisch nur schwer zu in-
tegrieren. Ein positives Erscheinungsbild 
und eine hohe Aufenthaltsqualität sind je-
doch Voraussetzung für die Entwicklung 
(benachbarter) Wohnnutzung und der An-
siedlung höherwertigerer Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetriebe.

Außerdem können von Gartenbaubetrieben 
und gerade von Tankstellen mit ihrem übli-
cherweise erhöhten Verkehrsaufkommen 
nachteilige Auswirkungen auf die geplante 
Wohnnutzung und den Verkehrsfluss in der 
Westspange ausgehen. 

Das Plangebiet soll den Auftakt für die 
hochwertige Entwicklung des Gesamtge-
bietes  bilden und übernimmt damit Reprä-
sentationsfunktion. Dem Standort kommt 
künftig Wohn-, Versorgungs- und Dienst-
leistungsfunktion zu.

Um hier städtebauliche Negativwirkungen 
sowie Fehlentwicklungen durch Vergnü-
gungsstätten und vergnügungsstättenähn-
lichen Nutzungen zu vermeiden, wird vor-
beugend steuernd eingegriffen. Gründe für 
den Ausschluss sind:

•	 Förderung der gewünschten nachhalti-
gen Revitalisierung des Areals mit hoch-
wertigen Nutzungen und attraktivem 
städtebaulichen Erscheinungsbild, Ver-
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meidung von Qualitätsminderung und 
Attraktivitätsverlust

•	 Stärkung der zentrumsnahen 
Wohnnutzung im Bereich des ehem. 
Oberpostdirektion (Nutzungskonflikte 
zwischen geplanter Wohnnutzung und 
Vergnügungsstätten), Vermeidung von 
Verdrängungseffekten 

•	 Überwindung der bereits vorhandenen 
Verödung des Gesamtbereiches.

Bordelle und bordellartige Betriebe, Läden 
mit Sexartikel, etc. haben vergleichbare 
städtebauliche Auswirkungen wie Vergnü-
gungsstätten und werden aus diesem 
Grund ebenfalls ausgeschlossen. 

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen bzw. geeignetere Standor-
te für die ausgeschlossenen Nutzungen vor-
handen. 

Maß der baulichen Nutzung

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
- 21a BauNVO

Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl nach § 19 Abs. 1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist. Die zulässige Grundfläche ist der 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf und 
dient sogleich der Einhaltung der Mindest-
freiflächen auf den Baugrundstücken.

Die differenzierte Festsetzung der GRZ nach 
Teilbereichen orientiert sich an der städte-
baulichen Konzeption und wird in Anleh-
nung an den Bestand der Wohnbebauung 
und gewerblichen Bebauung in der Umge-
bung festgesetzt, wodurch eine optimale 
Auslastung der Grundstücke und eine ange-
messene Nachverdichtung geschaffen wird. 
Hiermit wird gewährleistet, dass die Nutz-
barkeit der Grundstücke nicht unverhältnis-
mäßig eingeschränkt wird. Die entstehende 
Grundstücksbebauung lässt in den einzel-
nen Teilbereichen ausreichend Freiflächen 
für eine Durchgrünung. Weiterhin wird ein 
sparsamer Umgang mit Grund und Boden 
sichergestellt. Der Grundstücksfläche des 
Mischgebietes und der Allgemeinen Wohn-
gebiete i.S.v. § 19 Abs. 3 BauNVO sind Flä-
chenanteile an privaten Grünflächen hinzu-
zurechnen.

Die festgesetzten GRZ-Werte beziehen sich 
jeweils auf die Teilbaugebiete. Innerhalb der 
Teilbaugebiete kommt es aufgrund der par-
tiellen Aufteilung zu abweichenden Über-
schreitungen der GRZ. Die Teilbaugebiete 
werden gebildet, um zu gewährleisten, dass 
das städtebauliche Konzept entsprechend 
umgesetzt wird und auch bei einer Veräuße-
rung von Teilflächen umsetzbar ist. 

Planungsziel ist die Schaffung von innen-
stadtnahem Wohnraum. Insbesondere 

•	 aufgrund des aus städtebaulichen 
Gründen gewünschten Ensembles so-
wie

•	 der innenstadtnahen Lage und dem be-
schränkten Raumangebot 

geht eine stärkere Verdichtung und Versie-
gelung hervor. Auch war das Grundstück in 
der Vergangenheit bereits versiegelt. Zudem 
fordert die aktuelle Marktsituation im Zu-
sammenspiel mit den Investitionen zur Alt-
lastensanierung eine stärkere Verdichtung 
an diesem Standort, da davon auszugehen 
ist, dass dieser Standort für die „üblichen“ 
Wohnformen (Einfamilienhausbebauung) 
weniger interessant sein wird. Andere 
Nutzungsalternativen wurden, wie bereits 
dargelegt, geprüft, scheiden an diesem 
Standort jedoch aus. Bezogen auf den ge-
samten Geltungsbereich können die Ober-
grenzen gem. BauNVO für Allgemeine 
Wohn- und Mischgebiete eingehalten wer-
den.

Insbesondere der benötigte Stellplatzbedarf 
des geplanten Quartiers bei gleichzeitigem 
Planungsziel der Schaffung einer möglichst 
hohen Aufenthaltsqualität der Freiräume, 
macht die Unterbringung der Stellplätze in 
Tiefgaragen erforderlich. Zur Gewährleis-
tung der Funktionsfähigkeit und der Unter-
bringung aller notwendigen Stellplätze, ist 
die gewählte Größe der Tiefgaragen erfor-
derlich. Da im Wesentlichen also auch die 
„Nebenanlagen“ von der Überschreitung 
betroffen sind, ist auch kein zusätzlich er-
höhtes Verkehrsaufkommen zu erwarten. 
Zudem liegt der Standort verkehrsgünstig 
im Einzugsbereich des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs. 

Aufgrund der Anrechnung der Grünfläche 
sind die Grundflächenzahlen der Teilbauge-
biete, die an die Grünfläche angrenzen, re-
duziert gegenüber den anderen Teilbauge-
bieten.

Mit der Überschreitung der 
Grundflächenzahl wird der besonderen 
städtebaulichen Situation und damit auch 

dem Erfordernis der Innenentwicklung 
Rechnung getragen. Der Verzicht auf die 
Überschreitung der Obergrenze würde zu 
einer wesentlichen Erschwerung der zweck-
entsprechenden Nutzung der Grundstücke 
führen (§ 19 Abs. 4 Satz 4 BauNVO), die 
vorgesehene Konzeption der Mehrfachbe- 
auftragung wäre nicht realisierungsfähig. 

Die allgemeinen Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind ge-
wahrt. Auch die Freiflächen und Abstände 
sind ausreichend. Dieser Überschreitung der 
Obergrenze der Grundflächenzahl wird 
durch ausgleichende Maßnahmen ent-
gegengewirkt, beispielsweise:

•	 Festsetzung, dass nicht überbaute oder 
versiegelte Flächen gärtnerisch anzule-
gen sind.

•	 Gewährleistung einer angemessenen 
Entfernung zwischen den überbaubaren 
Grundstücksflächen, aufgelockerte Be-
bauung, Lösung der Verkehrsbedürfnis-
se des Vorhabens innerhalb des 
Plangebietes.

•	 Festsetzung, dass Flachdächer einzu-
grünen sind.

Nachteilige Auswirkungen, resultierend aus 
der Überschreitung der Obergrenze der 
GRZ, sind nicht zu erwarten.

Zahl der Vollgeschosse

Analog § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Voll-
geschosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung höhenmäßig überdimensionierter Bau-
körper im Vergleich zur Umgebung zu unter-
binden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
ebenfalls am städtebaulichen Konzept und 
der Bestandssituation in der Umgebung. 
Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse er-
möglicht die Wahrung des städtebaulichen 
Charakters der Umgebung und die Gewähr-
leistung der Entwicklung stadttypischer 
Bauformen. 

Höhe baulicher Anlagen

Ergänzend zur Festsetzung der Zahl der 
Vollgeschosse wird die Höhenentwicklung 
im Plangebiet über die Höhe baulicher Anla-
gen exakt geregelt und so auf eine absolu-
te Maximale begrenzt.
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Die festgesetzte Höhe orientiert sich am 
städtebaulichen Konzept. 

Mit der Definition der Höhe der baulichen 
Anlage wird das Ziel verfolgt, die Errichtung 
überdimensionierter Baukörper im Vergleich 
zur umgebenden Bebauung zu verhindern 
und eine angemessene Integration ohne 
Beeinträchtigung des Stadt- und 
Landschaftsbildes zu erreichen. 

Mit der gewählten Höhe der baulichen An-
lagen ist auch gewährleistet, dass ein 
potenzielles Staffelgeschoss auf den zuläs-
sigen Vollgeschossen das angestrebte Ein-
fügen des Baukörpers in die Umgebung 
nicht gefährdet und die gewünschte Hö-
henstaffelung planungsrechtlich festge-
schrieben wird. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind analog § 18 BauNVO eindeu-
tige Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Geschossflächenzahl (GFZ)

Auch mit der Festsetzung der Geschossflä-
chenzahl kann eine mögliche, mit einer 
Überdimensionierung der Baukörper ver-
bundene Beeinträchtigung des Stadtbildes 
vermieden werden. Somit kann dem Entste-
hen von Fremdkörpern entgegengewirkt 
werden. Die GFZ wird entsprechend der 
Zahl der Vollgeschosse gewählt. Die Fest-
setzung orientiert sich an dem Ergebnis der 
Mehrfachbeauftragung.

Bauweise

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Entsprechend der städtebaulichen Konzep-
tion wird für die Teilbereiche 3 bis 5 die of-
fene Bauweise festgesetzt. Durch eine auf-
gelockerte Bebauung werden im zentralen 
Bereich des Plangebietes Freiflächen (Quar-
tiersplätze) geschaffen, die zu einer erhöh-
ten Wohnqualität und Adressbildung beitra-
gen. Gleichzeitig übernehmen die Quar-
tiersplätze Erschließungsfunktionen.

Für den Teilbereich 1 wird eine abweichen-
de Bauweise festgesetzt. Dies resultiert zum 

einen aus der städtebaulichen Konzeption 
und dem Charakter der angrenzenden Be-
bauung im Bereich der Poststraße und B 
268 (Westspange). Zur Schaffung einer 
Raumkante ist hier eine straßenbegleitende 
Bebauung ohne Abstandsflächen vorgese-
hen. 

Für den Teilbereich 2 wird eine geschlosse-
ne Bauweise festgesetzt. Dies gewährleistet 
die Fortführung der Bestandsbebauung.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baulinien und 
Baugrenzen werden die bebaubaren Berei-
che definiert und damit die Verteilung der 
baulichen Anlagen innerhalb des 
Plangebietes geregelt. Die Baulinie nach 
§  23 Abs. 2 BauNVO umschreibt die 
überbaubare Fläche, wobei auf dieser Linie 
gebaut werden muss. Im Teilbereich 1 sind 
Baulinien festgesetzt, um die geplante 
Raumkante entlang der Westspange sichern 
zu können.

Die Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO 
umschreibt die überbaubare Fläche, wobei 
die Baugrenze durch Gebäude nicht bzw. 
allenfalls in geringfügigem Maß überschrit-
ten werden darf. Die Baugrenzen orientie-
ren sich an der städtebaulichen Konzeption 
der geplanten Bebauung und wurden so 
angelegt, dass ausreichend Abstände zwi-
schen den Baukörpern gewährleistet sind. 
Die öffentlich-rechtlichen geforderten Ab-
standsflächen nach LBO werden beachtet. 

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sollen in Teilbereichen auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig sein. Damit ist eine zweckmäßige 
Bebauung des Plangebietes mit den erfor-
derlichen Nebenanlagen und Einrichtungen 
sichergestellt, ohne gesondert Baufenster 
ausweisen zu müssen. Näheres dazu ist mit 
der Festsetzung der Flächen für Stellplätze 
und Tiefgaragen mit Zufahrten geregelt.

Flächen für Stellplätze

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze 
dient der Ordnung des ruhenden Verkehrs 
durch ein ausreichendes oberirdisches Stell-

platzangebot innerhalb des Plangebietes. 
Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt. Zudem werden 
Beeinträchtigungen der bereits bestehen-
den Bebauung in der Nachbarschaft des 
Plangebietes vermieden (Parksuchverkehr 
etc.). Der Stellplatzschlüssel ist den örtli-
chen Bauvorschriften zu entnehmen. Dieser 
ist aus stadtplanerischer Sicht ausreichend.

Flächen für Tiefgaragen mit 
Zufahrten

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

Ergänzend zur Festsetzung der Flächen für 
Stellplätze werden Flächen für Tiefgaragen 
mit Zufahrten festgesetzt. Dies dient eben-
falls der Ordnung des ruhenden Verkehrs 
durch ein zusätzliches unterirdisches Stell-
platzangebot innerhalb des Plangebietes. 
Die für die geplante Nutzung erforderlichen 
Stellplätze werden ausschließlich im 
Plangebiet bereitgestellt. 

Die Dimensionierung der Fläche für die Tief-
garagen ermöglicht ein Zusammenlegen 
der Garagengeschosse direkt benachbarter 
Hauptgebäude. 

Höchstzulässige Zahl der  
Wohnungen je Wohngebäude

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohnungen je Wohngebäude und Teil-
bereich verhindert die Entstehung eines 
Überangebotes an Wohneinheiten inner-
halb des Plangebietes und entspricht somit 
den Planungszielen der Landeshauptstadt.

Damit wird die gleichmäßige Verteilung der 
Wohneinheiten im Plangebiet geregelt.

Flächen, die von der  
Bebauung freizuhalten sind; 
nur eingeschränkt nutzbar / be-
baubar sind; hier: Schutzstrei-
fen zum verrohrten Fischbach / 
Sichtdreieck

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Im Einmündungsbereich am Ernst-Höfer-
Weg wird eine Fläche, die nur eingeschränkt 
nutzbar ist, festgesetzt, um ein gefahrenlo-
ses Ein- und Ausfahren (Sichtdreieck) in den 



 BP Nr. 123.09.00 „Umfeld ehem. Postdirektion / Klausenerstraße / Poststraße“ 29 www.kernplan.de

Ernst-Höfer-Weg bzw. in die B 269 (West-
spange) zu ermöglichen.  

Darüber hinaus wird zum Schutz des ver-
rohrten Fischbach eine entsprechend ge-
kennzeichnete Fläche festgesetzt, die von 
jeglicher Bebauung freizuhalten ist bzw. nur 
in Abstimmung mit dem Amt für Stadtgrün 
und Friedhöfe bebaut werden darf. Gegen 
eine geringfügige Überschreitung des 
Schutzabstandes im Bereich der geplanten 
Bebauung bestehen keine Bedenken. 

Öffentliche Strassenverkehrsflä-
che

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Der südliche Bereich der Poststraße wird als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche gem. dem 
Bestand in den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan übernommen.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Misch-
verkehrsfläche

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Verkehrsflächen können grundsätzlich öf-
fentlich oder privat sein. Zur internen Er-
schließung und zur Anbindung des 
Plangebietes an die B 268 (Westspange) 
bzw. Klausenerstraße wird eine Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung; hier: 
Mischverkehrsfläche festgesetzt. Hier be-
steht die Möglichkeit weitere (öffentliche) 
Parkplätze unterzubringen. Die Straßen- 
breite erlaubt die Bedienung des Gebietes 
durch Müllfahrzeuge etc.. Die Festsetzung 
gewährleistet die interne Erschließung des 
Plangebietes und stellt zudem dessen öf-
fentliche Zugänglichkeit sicher. Sollte diese 
Fläche nicht an die Landeshauptstadt über-
tragen werden, ist ein Geh- und Fahrrecht 
zu Gunsten der Allgemeinheit einzutragen.

Damit ist auch die Erschließung des geplan-
ten Hotels gewährleistet.  Dabei wird im Be-
bauungsplan nur die bereits bestehende Er-
schließungsachse als Verkehrsfläche beson-
derer Zweckbestimmung; hier: Mischver-
kehrsfläche ausgewiesen. Die übrigen inter-
nen Erschließungsflächen werden den All-
gemeinen Wohngebieten zugeteilt, da diese 
auch die Funktion der Quartiersmitte und 
den Gebäuden zugeordneten Freiflächen 
übernehmen.

Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung; hier: 
Parkplatzflächen 

Analog § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Die Festsetzung dient der Unterbringung 
von Parkplätzen für Bewohner und der All-
gemeinheit im Plangebiet. Hierzu werden 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim- 
mung; hier: Parkplatzflächen, festgesetzt.

Flächen für Versorgungsanla-
gen, Zweckbestimmung Elekt-
rizität

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Der Standort der bestehenden Trafostation 
wird als Fläche für Versorgungsanlagen, 
Zweckbestimmung Elektrizität, langfristig 
gesichert.

Unterirdische Hauptleitungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Die Verläufe der unterirdischen Hauptleitun-
gen werden als vorhandene Versorgungslei-
tungen in den Bebauungsplan übernom-
men. 

Mit Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Um die bestehenden Leitungen und den ge-
planten Regenwasserkanal wird ein Bereich 
definiert, der mit Leitungsrechten zuguns-
ten des zuständigen Ver- und Entsorgungs-
träger zu belasten ist. Dies gewährleistet 
sowohl den reibungslosen Betrieb sowie die 
Instandhaltung der bestehenden Leitungen 
durch den zuständigen Ver- und Entsor-
gungsträger.

Mit Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Durch die Festsetzung des Gehrechtes zu-
gunsten der Allgemeinheit wird langfristig 
die fußläufige Erschließung des gesamten 
Plangebietes sichergestellt.

Mit Leitungs- und Fahrrechten 
zu belastende Flächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Um den verrohrten Fischbach wird ein Be-
reich definiert, der mit Leitungs- und Fahr-
rechten zugunsten der ZKE zu belasten ist. 
Dies gewährleistet sowohl den reibungslo-
sen Betrieb sowie die Instandhaltung des 
bestehenden verrohrten Bachverlaufs.

Mit Leitungs-, Geh- und Fahr-
rechten zu belastende Flächen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Durch die Festsetzung von unterschiedli-
chen Leitungs-, Geh- und Fahrrechten zu-
gunsten der Allgemeinheit, der Anlieger und 
Bewohner des Quartiers sowie der  Ver- und 
Entsorgungsträger wird langfristig die Er-
schließung der geplanten Quartiersmitte, 
der öffentlichen Stellplätze, des Spielplatzes 
sowie der im rückwärtigen und angrenzen-
den Bereich befindlichen Gebäude sicher-
gestellt. Die entsprechenden einzelnen Be-
reiche und Rechte sind der Planzeichnung 
und Planzeichenerläuterung zu entnehmen. 

Private Grünflächen

Analog § 9 Abs. Nr. 15 BauGB i.V. m § 9 
Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Die rückwärtigen Grundstücksflächen der 
Teilbereiche 1, 4 und 5 werden als private 
Grünflächen festgesetzt und somit für eine 
Nutzung zum Aufenthalt der Bewohner ge-
sichert. Somit sind Freiflächen auf den Pri-
vatgrundstücken vorhanden. Lediglich Anla-
gewege, Aufenthaltsbereiche / Terrassen, 
etc. sind in den privaten Grünflächen zuläs-
sig unter Berücksichtigung der Erfordernis-
se, die sich aus den Starkregenereignisse / 
der Starkregenstudie ergeben. Dies sichert 
auch ausreichend Abstand zu den angren-
zenden Bahnflächen. Zudem werden inner-
halb der privaten Grünflächen Volumen für 
die natürliche Versickerung von Wasser aus 
Niederschlägen freigehalten, um 
insbesondere Hochwasserschäden, ein-
schließlich Schäden durch Starkregen, vor-
zubeugen.
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Private Grünfläche mit 
Zweckbestimmung Spielplatz

Analog § 9 Abs. Nr. 15 BauGB

Die westlich gelegene rückwärtige 
Grundstücksfläche wird als private Grünflä-
che mit der Zweckbestimmung Spielplatz 
festgesetzt und somit für eine halböffentli-
che Nutzung zum Aufenthalt der Bewohner 
des Quartiers und der Allgemeinheit gesi-
chert. Somit wird die Aufenthalts- und 
Wohnqualität für die Bewohner des Quar-
tiers, den betreuten Menschen der Pflege- 
und Betreuungseinrichtung sowie der Kin-
der der Kinderbetreuungseinrichtung ge-
steigert. Verstärkt wird dies durch die Zuläs-
sigkeit von Nutzungen, die der Freizeitge-
staltung der Bewohner und der Allgemein-
heit dienen. Zulässig sind eingeschossige 
Hütten mit einer maximalen Grundfläche 
von 300 qm (max. 150 qm je Hütte), die 
beispielsweise durch einen Kiosk, Bistro 
oder Imbiss sowie Anlagen für kulturelle, 
soziale und sportliche Zwecke (z.B. Musik-
schule) genutzt werden können.

Gemeinschaftsanlagen; hier: 
Müllsammelplatz

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB

Gemeinschaftsanlagen für die Entsorgung 
(Müllsammelplatz) sind innerhalb des 
Plangebietes ausschließlich entlang der 
Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrsflä-
che im Bereich der Teilbereiche 2 und 3 zu-
lässig. Diese Festsetzung dient der Erreich-
barkeit für Müllfahrzeuge.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen, der Quantifizierung der gem. 
Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt 
notwendigen und im Detail abgestimmten 
Ersatzleistung und zur Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände n. § 
44 Abs. 1 BNatSchG. Das grünordnerische 
Gestaltungskonzept im Bereich der öffent-
lichen Freiräume wird im Rahmen eines 
Freiflächengestaltungsplanes vom Maßnah-
menträger im Rahmen des Durchführungs-
vertrages der Landeshauptstadt Saarbrü-

cken vorgelegt. Die einzelnen Maßnahmen 
sind den textlichen Festsetzungen des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes und 
den Erläuterungen des Grünordnerischen 
Fachbeitrages zu entnehmen

Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Eine genaue Auflistung der schalltechni-
schen Maßnahmen ist der Festsetzung im 
Bebauungsplan zu entnehmen. Die Über-
nahme der schalltechnischen Maßnahmen 
garantiert die Umsetzung der schalltechni-
schen Untersuchung der PJG Gänssle 
GmbH. Mit den getroffenen Festsetzungen 
ist gewährleistet, dass es nicht zu schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Plangebiet 
und der Umgebung durch Lärm kommt.

Anpflanzen und Erhalten von 
Bäumen, Sträuchern und  
sonstigen Bepflanzungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB i.V.m. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Aufgrund der exponierten Lage des Gebie-
tes und angestrebten Aufenthaltsqualität ist 
eine entsprechende Ausgestaltung der Frei-
räume von besonderer Bedeutung. Um 
langfristig eine hohe städtebauliche Quali-
tät der Freiräume durch Eingrünung des 
Plangebietes zu sichern, werden Festset-
zungen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
getroffen. Diese betreffen die Begrünung 
von nicht überbauten Grundstücksflächen, 
Stellplatzflächen und Flachdächern, um die 
siedlungsökologische und städtebauliche 
Qualität im Plangebiet zu verbessern 
(Klimaschutz). 

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild verbessert 
und gleichzeitig der Versiegelungsgrad aus-
geglichen.

Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Analog § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB i.V.m. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 9 Abs. 1a BauGB

Die bestehenden Bäume sind zum Erhalt 
gem. Baumschutzsatzung der Landeshaupt-
stadt vorgesehen. Somit wird gewährleistet, 
dass der schützenswerte Baumbestand in-
nerhalb des Plangebietes, sofern es die Pla-
nung ermöglicht, in ihrem aktuellen Be-
stand gem. Baumschutzsatzung erhalten 
werden und andernfalls ein entsprechender 
Ausgleich erfolgt.

Kompensationsmaßnahmen

Analog § 9 Abs. 1a BauGB

Als Kompensation für den in Anspruch ge-
nommenen Wald, wird eine Neu-Auffors-
tung von naturraumtypischem Laubwald 
auf einer ca. 2.600 qm großen Fläche über 
eine Erstaufforstungsmaßnahme der Natur-
land Ökoflächen-Management GmbH (Ge-
markung Theley, Flur 14, Flurstück 289) 
durchgeführt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung im Umfeld bereits vorhanden und 
weist noch Kapazitäten auf.  

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Die getroffenen Festsetzungen wurden zur 
Gewährleistung einer einheitlichen und ty-
pischen Gestaltung des Stadtbildes definiert 
und vermeiden gestalterische Negativwir-
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kungen auf das Landschaftsbild. Aufgrund 
der gewünschten Förderung der nachhalti-
gen Revitalisierung des Areals mit hochwer-
tigen Nutzungen und attraktivem Erschei-
nungsbild spielt die Gestaltqualität im 
Plangebiet eine besondere Rolle. 

•	 Stellplätze: Zur Gewährleistung einer 
ausreichenden Anzahl an Stellplätzen, 
werden nachzuweisende Stellplatzzah-
len definiert.  Diese lagen auch der 
Mehrfachbeauftragung zugrunde.

•	 Dachform wird, wie im städtebaulichen 
Entwurf vorgesehen, als Flachdach / 
flachgeneigtes Dach festgesetzt (kon-
zeptgetreue Realisierung und Einheit-
lichkeit der Dachgestaltung). 

•	 Dacheindeckung und Fassadengestal-
tung: Vermeidung gestalterischer Aus- 
wüchse durch grelle Farbtöne oder nicht 
stadtbildgerechte Materialien.   Aus 
Gründen des Klimaschutzes wird fest-
gesetzt, dass die Flachdächer zu begrü-
nen sind.

•	 Werbeanlagen werden nicht generell 
ausgeschlossen. Das Aufstellen von 
Werbeanlagen wird lediglich nach Art, 
Höhe der Werbeanlage, Standort und 
Ausgestaltung beschränkt. Dies vermei-
det eine dominierende Wirkung von 
Werbeanlagen und gestattet eine ange-
messene Ausstattung des Plangebietes. 
Auf weitere Einschränkungen wird ver-
zichtet, um auch den zulässigen Nut-
zungen zweckentsprechende Werbung 
zuzulassen.  

•	 Einhausung von Mülltonnen: Müllton-
nen werden in den zur öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche orientierten Be-
reichen entweder in Schränken einge-
baut oder sichtgeschützt aufgestellt. 
Dadurch soll vermieden werden, dass es 
zu nachteiligen Auswirkungen auf das 
Stadtbild kommt.

•	 Böschungen, Abgrabungen, Aufschüt-
tungen und Stützwände: Zur Realisie-
rung des Planvorhabens sind Gelände-
modellierungen in Form von Böschun-
gen, Abgrabungen, Aufschüttungen und 
Stützwänden zulässig. Hierdurch wird 
gewährleistet, dass die bestehende To-
pographie insbesondere zur Bahn hin-
keine negativen Auswirkungen auf das 
Planvorhaben haben wird, eine Absi-
cherung des natürlichen Geländes in 
der ausreichenden Dimensionierung 
sowie die Anlage von Tiefgaragen erfol-
gen kann.

•	 Einfriedungen: Als Sicherheitsvorkeh-
rung gegenüber den Anlagen der Bahn 

und zum Schutz des geplanten Spiel-
platzes.

Das Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung ein. Weitergehende gestalterische 
Festsetzungen können insbesondere auch 
im Durchführungsvertrag getroffen werden.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die unmittelbare Umgebung in der Post- 
und Klausenerstraße dient ebenfalls über-
wiegend dem Wohnen bzw. als Standort 
von Nutzungen, die das Wohnen nicht we-
sentlich stören. Gegenseitige Beeinträchti-
gungen dieser Nutzungen sind bisher keine 
bekannt und auch künftig nicht zu erwar-
ten. 

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
sich die Nutzungen hinsichtlich Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
sowie der überbaubaren Grundstücksflächen 
in die Umgebung und in die direkte Nach-
barschaft einfügen. Hierdurch wird 
Konfliktfreiheit gewährleistet. Zusätzlich 
schließen die im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan getroffenen Festsetzungen in-
nerhalb des Plangebietes jede Form der 
Nutzung aus, die innergebietlich zu Beein-
trächtigungen führen können.

Aufgrund der besonderen Lage an der B 
268 (Westspange) und Bahntrassen  Saar-
brücken - Trier sowie „Saarstahl“  und Saar-
bahn ergeben sich Lärmeinwirkungen. Mit 
Festsetzung der im Schalltechnischen Gut-
achten vorgegeben Maßnahmen kann dem 
Kriterium gesunder Wohn- und Arbeitsver- 
hältnisse Rechnung getragen werden.

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist auch die Berück-
sichtigung ausreichender Abstände gem. 
Landesbauordnung. Die erforderlichen Ab-
standsflächen werden eingehalten. Somit 
ist eine ausreichende Besonnung und Belüf-
tung der baulichen Anlagen gewährleistet. 
Dies wird durch die Ausrichtung der über-
baubaren Grundstücksflächen, Tiefgaragen, 
Stellplätze und Terrassen unterstützt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
kommt der Forderung, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet, nach.

Auswirkungen auf die Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung 

Mit zu den wichtigsten städtebaulichen 
Aufgaben der Kommune gehört die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnbaugrundstücken bzw. einem ent-
sprechenden Angebot von Wohnungen auf 
dem Immobilienmarkt. 

Das Angebot sollte dabei vielfältig sein und 
den unterschiedlichen Wünschen und Be-
dürfnissen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen. Der vorliegende vorhabenbezogene 
Bebauungsplan kommt dieser Forderung 
nach. Die bislang untergenutzte Fläche wird 
für eine Neuentwicklung (Neubau eines in-
nerstädtischen Quartiers) bereit gestellt. 
Insbesondere durch die kombinierte Errich-
tung von Mehrfamilienhäusern sowie Be-
treuungs- und Pflegeeinrichtungen werden 
innenstadtnah besondere Angebotsformen 
des Wohnens geschaffen. Der bestehenden 
Nachfrage in der Landeshauptstadt Saar-
brücken wird somit in integrierter Lage 
Rechnung getragen. 

Auswirkungen auf die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes

Mit der geplanten Bebauung erfolgt die 
Nachverdichtung einer untergenutzten Flä-
che. Ein Eingriff in die freie Landschaft fin-
det nicht statt. 

Die Umgebung ist entlang dieses Bereiches 
der Klausenerstraße durch geschlossene 
Mehrfamilienhausbebauung und gemischt 
genutzte Bebauung sowie im Bereich der 
Poststraße durch freistehende Mehrfami-
lienhäuser sowie gemischt genutzte Bebau-
ung geprägt. Im übrigen schließen nördlich 
und westlich Bahntrassen an das Gebiet an. 

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung der Gebäude eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht.

Durch die zukunftsfähige Entwicklung des 
Plangebietes hin zu einem innerstädtischen 
Quartier und durch die städtebaulich hoch-
wertige architektonische und gestalterische 
Konzeption des geplanten Vorhabens wird 
das Stadt- und Erscheinungsbild des  Gebie-

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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tes und direkten Umfeldes städtebaulich 
und gestalterisch aufgewertet.

Um eine möglichst hohe städtebauliche 
Qualität zu erreichen, wurde im Vorfeld die 
Mehrfachbeauftragung durchgeführt.

Von der Anordnung und Gestaltung der ge-
planten Baukörper geht zwar eine zusätzli-
che räumliche Wirkung im Vergleich zum 
Status quo aus. Die Gebäudetypologien 
entfalten jedoch eine städtebaulich ange-
messene Wirkung gegenüber der in der 
Nachbarschaft vorherrschenden Bebauung. 
Mit der architektonischen und städtebauli-
chen Ausrichtung und Gestaltung des Quar-
tiers tragen diese künftig zur Identitätsstif-
tung bei.

Die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen garantieren im Zusam-
menspiel mit der GRZ ausreichend 
Freiflächen auf dem Grundstück, bei gleich-
zeitiger Berücksichtigung der innerstädti-
schen Dichte. 

Die Festsetzung von Eingrünungen im Plan-
gebiet bildet zudem einen Mehrwert für das 
Landschafts- und Stadtbild.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei der Planung handelt es sich um die Ent-
wicklung einer untergenutzten, teilweise 
versiegelten, innerstädtischen Potenzialflä-
chen. 

Resultierend aus der innerstädtischen Lage, 
der Lage an der B 268 (Westspange) und 
Bahntrassen Saarbrücken - Trier sowie 
„Saarstahl“ als auch der ehemaligen ge-
werblichen Nutzungen als Oberpostdirek-
tion samt zugehöriger Stellplatzflächen und 
der daraus teils resultierenden Schadstoff-
belastung der Böden, weist das Plangebiet 
bereits eine hohe Vorbelastung auf. 

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen 
sind die Lebensraumstrukturen des 
Plangebietes und der näheren Umgebung 
eingeschränkt, sodass der Geltungsbereich 
aktuell nur eine geringe ökologische Wer-
tigkeit für Tiere und Pflanzen besitzt. Das 
Gebiet hat nach derzeitigem Kenntnisstand 
über den beschriebenen Bestand hinaus 
keine besondere naturschutzfachliche oder 
ökologische Bedeutung. Von dem Planvor-
haben sind keine gesetzlich geschützten 
Biotope, FFH-Lebensraumtypen und be-
standsgefährdeten Biotoptypen oder Tier- 
und Pflanzenarten betroffen. Es kommen 
ebenfalls keine Tier- oder Pflanzenarten mit 

Ausnahme der untersuchten Tier- und Pflan-
zenarten mit besonderem Schutzstatus vor, 
sodass der geplanten Nutzungen auch kei-
ne artenschutzrechtlichen Belange ent-
gegenstehen. Nachteilige Auswirkungen 
auf Tiere und Pflanzen sind bei Einhaltung 
der zeitlichen Eingriffsbeschränkungen und 
sonstigen Vorgaben nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht zu erwarten. Insbeson-
dere durch die Altlastensanierung verbes-
sert sich die Qualität von Boden und Was-
ser. Damit wird auch der Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen aufgewertet. Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung sind 
nicht betroffen.

Die Vorgaben des Amtes für Stadtgrün und 
Friedhöfe hinsichtlich freizeitzuhaltender 
Flächen auf dem Grundstück für die Versi-
ckerung, um Hochwasserschäden und 
Strakregenschäden vorzubeugen wurde 
aufgenommen.

Im Übrigen gelten gem. § 13 a BauGB Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Be-
bauungsplanes zu erwarten sind, als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt. Ein Aus-
gleich ist nicht erforderlich.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Die interne Erschließungsstraße (Poststraße) 
bis Anschlussbereich Westspange soll, so-
fern eine Eigentumsübertragung möglich 
ist, nach Abschluss der Baumaßnahme und 
Abnahme durch die Landeshauptstadt öf-
fentlich gewidmet werden, so dass langfris-
tig die Erschließung des Quartiers, der an-
grenzenden Gebäude und zukünftigen Nut-
zungen (z.B. Hotel) gewährleistet wird so-
wie die Unterhaltung und Instandsetzung 
im Aufgabenbereich der Landeshauptstadt 
liegt. Sollte eine Eigentumsübertragung 
nicht möglich sein, so verpflichtet sich der 
Vorhabenträger und. ggf. dessen Rechts-
nachfolger Verkehrssicherungspflicht, die 
Unterhaltung und Instandsetzung, die Rei-
nigung und Beleuchtung sowie die ver-
kehrssichernden und verkehrsregelnden 
Maßnahmen auszuführen. In diesen Fall 
sind Geh- und Fahrrechte zu Gunsten der 
Allgemeinheit erforderlich.

An der Erschließung der  Bestandsgebäude 
im südlichen Bereich der Poststraße werden 
keine Änderungen durch das Planvorhaben 
vorgenommen, so dass diese wie bisher an 
das örtliche Verkehrsnetz angebunden sind 
und negative Beeinträchtigungen nicht zu 
erwarten sind.

Der ruhende Verkehr wird komplett auf den 
Grundstücken geordnet. Dies trägt dazu 
bei, dass ruhender Verkehr und Parksuch-
verkehr auf den angrenzenden Straßen des 
Plangebietes vermieden wird.

Änderungen der Anbindung an den ÖPNV 
ergeben sich durch die Planung nicht. 

„Die Leistungsfähigkeitsberechnungen er-
geben für alle Belastungsfälle gute bis sehr 
gute Ergebnisse. Am Knotenpunkt mit der 
„St. Johanner Straße“ ergaben die Grün-
zeitbetrachtungen ebenfalls Ergebnisse, die 
innerhalb der Kapazitätsgrenzen des Kno-
tenpunkts liegen.“
(Quelle: Nachweis der Verkehrsverträglichkeit für das 
Quartier Klausener Straße / Poststraße in Saarbrücken - 
Verkehrsgutachten; PJG Gänssle GmbH; Stand: 
07/2018)

Es ist davon auszugehen, dass die Belange 
des Verkehrs durch die vorliegende Planung 
nicht erheblich negativ beeinträchtigt wer-
den. Die Erschließung ist gewährleistet.

Auswirkungen auf die Belange der 
Ver- und Entsorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind in unmittelbarer 
Umgebung des Plangebietes bereits vor-
handen. Innerhalb des Plangebietes  ist ein 
Müllsammelplatz vorgesehen, so dass die 
Erreichbarkeit durch Entsorgungsfahrzeuge 
gewährleistet ist.

Unter Beachtung der Kapazitäten und ge-
troffenen Festsetzungen ist die Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur ordnungsgemäß 
sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der vorgesehenen 
Planung kommt es zwar zu neuen Versiege-
lungen, aufgrund des überschaubaren Flä-
chenumfangs können negative Auswirkun-
gen auf die Belange des Klimas jedoch aus-
geschlossen werden. 

Um den Belangen des Klimaschutzes Rech-
nung zu tragen, wurden Festsetzungen im 
Bebauungsplan vorgesehen, die insbeson-
dere auch im Hinblick auf den Klimawandel 
angemessen sind. 

Im Plangebiet werden ausreichend große 
Dachflächen vorhanden sein, die für die 
Nutzung von Solarenergie geeignet sind. 
Zudem ist eine intensive Durch- und Eingrü-
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nung (Dachbegrünung, Grünflächen) vorge-
sehen.

Auswirkungen auf private Belange

Mit der vorliegenden Planung wird dem pri-
vaten Grundstückseigentümer, dem 
Vorhabenträger, Baurecht zugestanden. Die 
Werthaltigkeit des Grundstückes wird ge-
steigert.

Durch die Planung ergeben sich demnach 
für den Grundstückseigentümer keine nega-
tiven Folgen. Auch mögliche nachteilige 
Auswirkungen auf die angrenzende Nut-
zung sind nicht zu erwarten, da auch der zu 
entwickelnde Standort künftig dem Woh-
nen und Nutzungen die das Wohnen nicht 
stören dienen wird und somit verträglich ist. 
Ausreichend Abstände zu den Nachbarn 
sind gewährleistet. Zum anderen wurden 
entsprechende Festsetzungen getroffen, um 
das harmonische Einfügen in den Bestand 
zu sichern (vgl. vorangegangene Ausführun-
gen).

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Revitalisierung einer untergenutzten in-
nerstädtischen Potenzialfläche im Sinne 
der Innenentwicklung und Nachver-
dichtung im Bestand

•	 Schaffung eines neuen innerstädtischen 
Quartiers in exponierter Lage aus 
Wohnnutzung und ergänzenden Nut-
zungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören

•	 Umsetzung der Ergebnisse aus der 
Mehrfachbeauftragung

•	 Durch die Schaffung von neuem Wohn-
raum wird dem Bedarf nach innenstadt-
nahem Wohnangebot in der Landes-
hauptstadt Rechnung getragen

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild, Neubebau-
ung fügt sich harmonisch in die Umge-
bung ein, Störungen und Beeinträchti-
gungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Geringer Erschließungsaufwand: Infra-
struktur ist weitestgehend vorhanden 

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange des Verkehrs, 
Ordnung des ruhenden Verkehrs auf 
den Grundstücken

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes wurden die 
zu beachtenden Belange in ihrer Gesamt-
heit untereinander und gegeneinander ab-
gewogen. Aufgrund der genannten Argu-
mente, die für die Planung sprechen, kommt 
die Landeshauptstadt Saarbrücken zu dem 
Ergebnis, dass der Umsetzung der Planung 
nichts entgegensteht.
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Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche (gerundet)

Allgemeine Wohngebiete 7.710 m2

	 davon überbaubare Grundstücksfläche 2.500 m2

	 davon Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen mit Zufahrten 6.350 m2

Mischgebiet 1.490 m2

	 davon überbaubare Grundstücksfläche 810 m2

	 davon Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen mit Zufahrten 1.240 m2

Private Grünfläche 1.420 m2

Private Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz 1.410 m2

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 340 m2

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: Mischverkehrsfläche 1.050 m2

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung; hier: öffentliche Parkplatzfläche    300 m2

Fläche für Versorgungsanlagen mit Zweckbestimmung Elektrizität; hier: Trafostation    260 m2

Gesamt (Geltungsbereich) ca. 13.980 m2


